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Umsetzungskommission NSB (UK NSB); Ersatzwahlen

Postulat Fraktion GB/JA! (Franziska Schnyder/Karin Gasser, GB): Starkeres
Engagement der Stadt fir die Luftreinhaltung (SUE: Hayoz)

Interpellation Ernst Stauffer (ARP): Verkehrsverwilderung in der Stadt Bern
(SUE: Hayoz)

Interpellation Daniel Kast (CVP): Sichere Bahnhofzugange in Randstunden
(SUE: Hayoz)

Uberbauung Weissenstein/Neumatt: Bau von unterirdischen Hauskehricht-
Sammelstellen; Verpflichtungskredit (PVS: Mozsa/TVS: Rytz)

Uberbauung Briinnen Nord: Bau von unterirdischen Hauskehricht-
Sammelstellen; Verpflichtungskredit (PVS: Mozsa/TVS: Rytz)

Motion Andreas Zysset (SP) vom 9. September 1999: Tempo 30 auf der
Breitenrainstrasse; Abschreibung (PVS: Jordi/TVS: Rytz)

Motion Andreas Zysset (SP) vom 17. August 2000: Kasernenwiese auch fir
Kinder und Bevélkerung aus dem Quartier; Abschreibung (PVS: Jordi/TVS:
Rytz)

Interfraktionelle Motion SP/JUSO, GB/JA!/GPB, GFL/EVP (Walter Chris-
ten/Ruedi Keller, SP/Michael Jordi, GB/Peter Klinzler, GFL) vom 13. Juni
2002: Moratorium der Auslagerungen von Teilen der Stadtverwaltung; Ab-
schreibung Punkt 1 und 3 (inkl. Bericht des Gemeinderats zum Service Pub-
lic vom 7. Juni 2006) (BAK: Weber/PRD: Tschappat)

Motion Fraktion FDP/JF (Christian Wasserfallen, JF/Stephan Hugli, FDP):
Abstimmen per Internet und SMS — e-Voting fur Bern! (PRD: Tschappat)
Motion Fraktion GB/JA! (Stefanie Arnold/Franziska Schnyder, GB): Fir we-
niger Fluglarm Gber den Dachern von Bern (PRD: Tschappat)

Interpellation Fraktion GB/JA! (Stefanie Arnold/Franziska Schnyder, GB):
Mehr Fluglarm durch Pistenverldngerung? (PRD: Tschéappat)

Postulat Fraktion GB/JA! (Franziska Schnyder, GB): Nutzungskonzept Frei-
zeit im ESP Wankdorf (PRD: Tschappat)
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Mitteilungen des Prasidenten

Der Vorsitzende Peter Kiinzler (GFL): Die angekiindigte Orientierungsversammlung der KWO
wird am 2. November 2006 stattfinden. Die Stadtratsmitglieder werden eine schriftliche Einla-
dung erhalten, mit der man sich auch fir das Essen anmelden kann.

Traktandenliste

1. Der Rat genehmigt den Antrag der Kommission PVS auf Absetzung der Traktanden 6
und 7. Die beiden Geschafte werden in der Sitzung vom 9. November 2006 behandelt.
2. Die Traktanden 8 und 9 sowie die Traktanden 12 und 13 werden gemeinsam behandelt.

1 Protokollgenehmigung

Die Protokolle Nr. 22 vom 17. August 2006 sowie Nr. 23 vom 24. August 2006 werden mit
Dank an die Verfasserinnen und Verfasser genehmigt.

2 Umsetzungskommission NSB (UK NSB); Ersatzwahlen

Der von der Kommission fur Planung, Verkehr und Stadtgrin (PVS) nominierte Markus Kiener
(FDP) wird vom Stadtrat einstimmig als Ersatz flir den zuricktretenden Peter Bernasconi
(SVP) als neues Mitglied in die Umsetzungskommission NSB (UK NSB) gewahlt.

Der von der Budget- und Aufsichtskommission nominierte Ueli Haudenschild (FDP) wird vom
Stadtrat einstimmig als Ersatz fur den zurlicktretenden Markus Blatter (FDP) als neues Mit-
glied in die Umsetzungskommission NSB (UK NSB) gewahit.

3 Postulat Fraktion GB/JA! (Franziska Schnyder/Karin Gasser, GB): Starkeres En-
gagement der Stadt fir die Luftreinhaltung

Geschaftsnummer 06.000033 / 06/189

Alle Halb-Jahre wieder missen wir zur Kenntnis nehmen, dass die Luft in einem gesundheits-
gefahrdetem Mass verunreinigt ist. Die Grenzwerte der Luftreinhalteverordnung werden im
Sommer durch Ozon (O3) und Stickoxide (NOx) und im Winter durch (PM10) regelmé&ssig
Uberschritten. Es ist bekannt, dass in der Schweiz durch die Luftverschmutzung pro Jahr ge-
gen 4'000 sog. vorzeitige Todesfalle, 23'000 zusatzliche Spitalpflegetage, 2'500'000 Asthma-
anfalle und 790'000 Tage mit Arbeitsunfahigkeit zu verzeichnen sind. Die dreckige Luft be-
lastet nicht nur die Volksgesundheit, sondern auch die Volkswirtschaft. Die in der Schweiz
verursachten Gesundheitskosten betragen lber Fr. 4 Mia. pro Jahr. Es ist bekannt, dass ins-
besondere Russ krebserregend ist und daher vordringlich bekampft werden muss.

Mittelfristig sind selbstverstandlich umfassende Massnahmen nétig. Dazu hat Bundesprasi-
dent Leuenberger kirzlich erste Massnahmenvorschlage prasentiert. Diese mussen durch
Massnahmen auf stadtischer Ebene erganzt werden wie insbesondere eine weitere Verminde-
rung des motorisierte Individualverkehr (MIV) sowie dessen Temporeduktion auf Berns Stras-
sen.
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Aus diesem Grund wird der Gemeinderat aufgefordert, folgende kurzfristig wirksame Mass-
nahmen zu prifen, welche jeweils umgesetzt werden sollen, wenn an mehreren aufeinander
folgenden Tagen die Grenzwerte der Luftreinhalteverordnung Gberschritten werden:

1. Vorlibergehende generelle Einfilhrung von Tempo 30 auf allen Gemeindestrassen der
Stadt Bern.

2. Einfihrung eines Durchfahrtsverbots durch die Stadt Bern fir Lastwagen. Die Zulieferung
bleibt gewahrleistet, wird aber mittels eines Transport-Logistiksystems (,City-Logistik®)
auf ein Minimum reduziert.

3. Einfuhrung eines zeitlich beschrankten Fahrverbots (z.B. 6-9 Uhr) auf den Einfallsachsen
in die Stadt.

4. Erhohung der Tarife in allen Parkhausern in der Stadt Bern u.a. zur Finanzierung der
Vergunstigung der Tarife des 6ffentlichen Verkehrs oder der Ausristung aller Dieselfahr-
zeuge der Stadtverwaltung und der angegliederten Betriebe bzw. Anstalten im Besitz der
Stadt mit Partikelfilter.

5. Durchfuhrung von autofreien Tagen.

Die Einfihrung dieser Massnahmen ist wissenschaftlich zu begleiten, um insbesondere die

Wirkung auf die Luftqualitat, aber auch unerwiinschte Wirkungen dokumentieren zu kénnen.

Der Gemeinderat wird weiter aufgefordert, folgende Massnahmen zu prifen, welche mittel-

fristig zu Einhaltung der Grenzwerte der Luftreinhalteverordnung beitragen sollen:

6. Den Kanton auffordern, bei drohenden Grenzwertiiberschreitungen der Luftreinhaltever-
ordnung eine generelle Geschwindigkeitsbeschrdnkung von 80 km/h auf Autobahnen im
Umkreis der Stadt Bern von 30 km zu veranlassen.

7. Den Kanton aufzufordern, die Massnahmen umzusetzen, die er im Massnahmenplan zur
Luftreinhaltung 2000/2015 gemacht hat, und die Umsetzung prioritédr zu behandeln.

8. Der Bund ist aufzufordern, soweit diese nicht bereits bestehen die rechtlichen Grundla-
gen zu erlassen, damit besonders luftbelastende Fahrzeuge (Dieselfahrzeuge ohne Parti-
kelfilter) mit einem nur diese Fahrzeuggruppe betreffenden Fahrverbot belegt werden
kénnen, bzw. Ausnahmen zu einem Fahrverbot fir Fahrzeuge mit guten Abgaswerten
(wie EURO 3 Norm) zugelassen werden kénnen.

9. Bund und Kantonen sind aufzufordern griffigere Massnahmen zur Einhaltung der Grenz-
werte der Luftreinhalteverordnung zu verlangen, insbesondere Partikelfilterobligatorium
fur dieselbetriebene Fahrzeuge, steuerliche Anreize durch Erleichterungen auf der kanto-
nalen Motorfahrzeugsteuer um bei Privatpersonen den Kauf von Fahrzeugen mit Partikel-
filtern zu férdern, Einbau von Partikelfiltern in Holzfeuerungsanlagen.

Bern, 19. Januar 2006

Antwort des Gemeinderats

Der Gemeinderat geht mit den Postulantinnen und Postulanten darin einig, dass sowohl So-
fortmassnahmen wie auch nachhaltige mittelfristige Massnahmen nétig sind, um auf Extrem-
situationen mit langer andauernden Grenzwertiberschreitungen bezuglich der Ozonbelastung
und des Feinstaubs angemessen reagieren zu kdnnen, dies umso mehr, als solche Extremsi-
tuationen auch in den kommenden Monaten und Jahren nicht auszuschliessen sind.
Verwaltungsintern sind daher die nétigen Schritte eingeleitet worden, um im Laufe des Som-
mers ein Konzept betr. méglichen Massnahmen, die bei Extremsituationen zu einer Verminde-
rung der Feinstaub- und Ozonbelastung beitragen kénnen, zu erarbeiten.

Im Rahmen dieses Konzepts werden u.a. Massnahmen wie eine voribergehende generelle
Einfihrung von Tempo 30 auf allen Gemeindestrassen der Stadt Bern, die Errichtung einer
Sperrzone fir Dieselfahrzeuge, die Durchfihrung von autofreien Tagen u.a. mehr gepruft.
Diese Massnahmen haben ihre gesetzliche Grundlage allerdings nicht nur im stadtischen
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Recht, so dass auch die Entwicklung auf Bundes- und kantonaler Ebene berlcksichtigt wer-
den muss.

Seitens des Kantons sind bereits Massnahmen umgesetzt worden, so hat er im Februar 2006
— wie im Postulat angeregt — bei Grenzwertlberschreitungen der Luftreinhalteverordnung eine
generelle Geschwindigkeitsbeschrankung von 80 km/h auf Autobahnen im Umkreis von 30 km
der Stadt Bern erlassen. Ebenso hat er sich verpflichtet, alle 5 Jahre tber den Stand der Um-
setzung der Massnahmen gemass Massnahmenplan zur Luftreinhaltung 2000/2015 zu be-
richten. Er ist dieser Verpflichtung nachgekommen und hat am 6. Marz 2006 seinen ersten
Zwischenbericht veroffentlicht.

Auf Bundesebene hat UVEK-Vorsteher Bundesrat Moritz Leuenberger im Januar 2006 einen
Aktionsplan vorgestellt, mit dem der Luftbelastung durch Feinstaub verstarkt zu Leibe gerickt
werden soll. Im Zustandigkeitsbereich des UVEK kénnen neun Massnahmen demnéachst um-
gesetzt werden. Diese betreffen insbesondere den Dieselruss sowie den Feinstaub- und
Russausstoss von Holzfeuerungen. Erganzend hat Bundesrat Leuenberger dem Gesamtbun-
desrat weitere Massnahmen unterbreitet, darunter die Einfihrung einer Partikelfilterpflicht fur
neue Diesel-Personenwagen.

Auf Antrag des UVEK hat der Bundesrat am 16. Juni 2006 den Aktionsplan gegen Feinstaub
verabschiedet, der von den Kantonen unterstitzt wird. Finf neue Massnahmen erganzen die
bereits ausgearbeiteten Massnahmen des UVEK. Der Aktionsplan Feinstaub soll in den
nachsten Jahren zu einer betrachtlichen Verringerung der Russemissionen beitragen, beson-
ders bei winterlichen Inversionslagen. Die Stadt wird daher zu gegebener Zeit zu prifen ha-
ben, wie diese Massnahmen umgesetzt werden kdnnen.

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, das Postulat erheblich zu erklaren.

Bern, 12. Juli 2006

Postulantin Franziska Schnyder (GB) fiir die Fraktion GB/JA!: Ich danke fir die unterstitzen-
de Antwort des Gemeinderats und hoffe, dass es immer weniger und wenn moglich zu keinen
Uberschreitungen der Grenzwerte und damit zu keinen Extremsituationen mit Ozon, Stickoxi-
den und Feinstaub mehr kommen wird. Geméass Postulatsbericht soll im Sommer ein entspre-
chendes Konzept vorgelegt werden. Ich wirde mich gerne Uber dieses Konzept, welches be-
reits seit einigen Monaten vorliegen sollte, informieren lassen. Leider habe ich bis jetzt noch
nichts gesehen. In der Zwischenzeit haben auch Tiftlerinnen und Tiftler aus der Wirtschaft
interessante Fortschritte gemacht, denn man hat herausgefunden, dass der Feinstaub bei
Feuerungsanlagen mdglicherweise mit einem relativ einfachen System gebunden werden
kann, indem man einen feinen Draht ins Kamin hangt und unter Niederspannung setzt. Dies
wirde helfen, dass die feinen Partikel an den Seitenwanden des Kamins kleben blieben und
damit nicht in die Luft gelangten. Es wéare sehr gut, wenn sich die Privatwirtschaft damit zu-
gunsten von Umwelt und Volksgesundheit eine goldene Nase verdienen kdnnte. Wenn man
wirklich mochte, ware auch im Umweltbereich ziemlich viel Geld zu verdienen und ich mochte
die Wirtschaft dazu auffordern, sich hier breit zu machen und dieses Eldorado auszukosten.
Die Schweizerische Bau-, Planungs- und Umweltdirektorenkonferenz hat ein Notfallkonzept
erarbeitet. Unserer Ansicht nach geht dieses Konzept allerdings zu wenig weit. Wir verlangen
einen wirksamen Schutz der Bevoélkerung, das heisst eine Anordnung von Massnahmen, wel-
che geeignet sind, die Grenzwerte der Luftreinhalteverordnung einzuhalten. Diese Grenzwerte
haben eine medizinische Grundlage. Wenn die Grenzwerte Uberschritten werden, leidet die
Bevdlkerung. Insbesondere aber leidet die Gesundheit von Kindern, alteren Menschen sowie
Menschen mit Atemproblemen. Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg. Dies haben sogar die kan-
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tonalen Direktoren gemerkt. Ich hoffe, dass wir Massnahmen ergreifen kdnnen, bevor die
nachste Extremsituation eintritt. Wir empfehlen dem Rat, das Postulat zu Gberweisen.

Fraktionserklarungen

Ueli Haudenschild fir die Fraktion FDP: Es ist eine Tatsache, dass wir jedes Jahr im Winter
die Feinstaubwerte und im Sommer die Ozongrenzwerte Uberschreiten. Es ist sinnvoll, etwas
dagegen zu unternehmen. Fur uns stellt sich jedoch die Frage, welche Massnahmen richtig
und sinnvoll sind und wo zudem das Kosten-Nutzen-Verhaltnis noch gegeben ist. Es ist ndm-
lich auch eine Tatsache, dass der Verkehr in der Stadt Bern wahrend den letzten 30 Jahren
nicht zugenommen und der Ausstoss der Autos ganz massiv abgenommen hat. Das Problem
liegt zum Teil beim motorisierten Individualverkehr, das heisst, bei den Autos. Je nach Parti-
kelgrosse verursachen sie zwischen 25 und 50 Prozent der gesamten Feinstaubbelastung.
Das Problem liegt hierbei jedoch beim Schwerverkehr und nicht bei den Privatautos. Das
Problem liegt teilweise auch bei der Eisenbahn, dem o&ffentlichen Verkehr und ganz sicher
auch bei den Heizungsanlagen, das heisst bei Holzfeuerungen, Cheminées oder Oléfen, die
zum Teil gegenuber einem Auto ein Mehrfaches an Feinstaub in die Luft blasen. Es stellt sich
die Frage, ob wir mit dem vorliegenden Vorstoss wirklich richtig handeln. Die Wirkung von
Tempo 30 statt Tempo 50 auf Gemeindestrassen ist praktisch gleich Null, denn bei diesen
tiefen Geschwindigkeiten reduziert sich der Ausstoss kaum. Mit der Einfihrung eines Durch-
fahrtsverbots fir Lastwagen und Zulieferung mittels City-Logistik wird gesamthaft mehr Ver-
kehr generiert, da alle transportierten Guter umgeladen werden mussen. Zur Einflhrung eines
zeitlich beschrankten Fahrverbots auf den Einfallsachsen der Stadt ist zu sagen, dass sich ein
grosser Teil dieser Fahrten zeitlich verlagern wird. Dies bedeutet keine Einsparungen und
wird den 6V wahrend den Spitzenzeiten noch zusatzlich belasten. Mit der Erhéhung der Tarife
in den Parkhausern wird der Parkplatzsuchverkehr in den Quartieren zunehmen, wahrend die
Attraktivitat der Stadt weiter abnehmen wird. Bezlglich der Durchfihrung von autofreien Ta-
gen bitte ich den Gemeinderat, sich an die gesetzlichen Vorgaben zu halten. Fazit: Ein riesi-
ger Wirbel ohne sichtbaren Nutzen. Wenn man zwischen den Zeilen liest, wird deutlich, dass
es nicht um eine bessere Luft geht, sondern um einen weiteren gezielten Vorstoss gegen den
motorisierten Individualverkehr. Die Grenzlberschreitungen kommen gerade gelegen, um
einmal mehr die Auto Fahrenden ins Visier zu nehmen. Dies im klaren Wissen darum, dass
die Probleme tatsachlich auf einer anderen Ebene geldst werden mussten. Dies zeigen auch
die Forderungen 6 bis 9 dieses Vorstosses, welche nicht auf stadtischer Ebene realisierbar
sind. In der Stadt besteht Handlungsbedarf. So beispielsweise bei der Sanierung der stadtei-
genen Gebaude, wo noch ohne Doppelverglasung mit Holz und Ol geheizt wird. Auf Bundes-
ebene konnte sehr viel erreicht werden, wenn wir in Zukunft keine fossilen Energietrager fur
die Stromproduktion einsetzen und verheizen wiirden. Die FDP hat letzten Samstag zu dieser
Frage deutlich Stellung bezogen. Mit den vorliegenden Forderungen erreichen wir nichts als
einen zusatzlichen Pendelverkehr sowie ein weiteres Abwandern des Gewerbes auf die grine
Wiese, was nicht zur Entscharfung der Problematik beitragen wird. Die FDP lehnt das Postu-
lat als Uberrissen, weitgehend nutzlos und in weiten Teilen nicht stufengerecht ab.

Gabriela Bader Rohner (GFL) fir die Fraktion GFL/EVP: Es ist immerhin beruhigend, dass
seitens der FDP anerkannt wird, dass ein Problem besteht. Allerdings bin ich erstaunt, wenn
Ueli Haudenschild im Namen der Fraktion FDP all die vorgeschlagenen Massnahmen gegen
die Belastung der Luft in der Luft zerreisst und sagt, sie wirden allesamt nichts nitzen und
stellten primar eine Attacke gegen den motorisierten Individualverkehr dar. Diese Position ist
bedauerlich, weil sie uns nicht weiterbringt. Die GFL/EVP-Fraktion steht vollumfanglich hinter
dem Postulat unserer griinen Kolleginnen. Wir sind flir eine bessere Luft in unserer Stadt, weil
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diese Luft die Gesundheit vieler Menschen, insbesondere der Schwachsten am starksten be-
eintrachtigt. Wir sind sehr froh, dass der Gemeinderat in seiner Antwort den Ernst der Lage
und die Notwendigkeit, zu handeln, anerkannt und das Postulat deshalb erheblich erklaren
will. Wir sind gespannt auf das Konzept, welches uns fiir diesen Sommer versprochen wurde.
Der Sommer ist leider vorbei und wir hoffen, dass das Konzept kommen wird und dass wir
anhand dieses Konzepts weitere Schritte unternehmen oder allenfalls die Situation neu beur-
teilen kénnen. Wir sind gespannt, wie der Gemeinderat diejenigen Massnahmen, welche das
UVEK vorsieht, auf stadtischer Ebene umsetzen moéchte. Der Aktionsplan wurde verabschie-
det und damit hatte man als Stadt bereits jetzt die Méglichkeit, konkrete Uberlegungen bezig-
lich der Umsetzung dieser Massnahmen anzustellen. Wir bestreiten das Postulat nicht, son-
dern unterstitzen es.

Stefan Jordi (SP) fir die Fraktion SP/JUSO: Die SP/JUSO-Fraktion unterstiitzt das Postulat.
Leider ist es so, dass es verschiedene Massnahmen und Anderungen auf ibergeordneter
Ebene brauchen wirde. Die Krux liegt darin, dass die Ubergeordneten Ebenen wie beispiels-
weise der Grossrat, das Bundesparlament und der Bundesrat endlich wirksame Massnahmen
beschliessen sollten. Leider kuschen diese immer noch ein bisschen. Politikerinnen und Poli-
tiker jeder Richtung sind gefordert, endlich griffige Massnahmen zu ergreifen. Diejenigen, die
dazu nicht bereit sind, missen sich fragen, ob sie die 4000 vorzeitigen Todesfalle, die 23 000
zusatzlichen Spitalpflegetage, die 2,5 Mio. Asthmaanféalle und die 790 000 Tage Arbeitsaus-
falle verantworten wollen und verantworten kénnen. Dies ist ndmlich Uberhaupt nicht wirt-
schaftlich. Die Zeit ist Uberreif, endlich Massnahmen zu treffen. Dabei sollen aber nicht die
Grenzwerte erhdht werden, sondern echte Massnahmen gegen die Ozon-, Stickoxid und
Feinstaubbelastung ergriffen werden. Bundesrat Moritz Leuenberger hat dies erkannt und
einen Aktionsplan ins Leben gerufen. Zu den Zahlen: Die Feinstaubbelastung aus Verbren-
nungsprozessen betragen 44 Prozent. Davon stammen 18 Prozent von Diesel und Benzin. Es
ist also nicht so, dass der Verkehr lediglich einen kleinen Prozentsatz der Belastung aus-
macht. Der Rest stammt aus der offenen Verbrennung von Holz, Forstabfallen sowie aus mitt-
leren und kleinen Ofen. Hier missten Massnahmen ergriffen werden. Es gibt noch viele
Stadtwohnungen, in denen mit uralten Ofen geheizt wird. Es wéare an der Zeit, diese Ofen
durch moderne Ofen zu ersetzen, die ein Stiick Holz ganz verbrennen, so dass nicht ein Teil
als Feinstaub in die Luft gelangte. Dies ist eine Massnahme, welche die Stadt sofort ergreifen
kann. Die Stadt kann auch Massnahmen ergreifen, ohne zu warten, bis Bund und Kanton die-
se erlauben wirden. Ich mdchte hier nur an das Hanfladenprojekt erinnern, wo die Stadt e-
benfalls aktiv wurde, ohne eine Anderung der iibergeordneten Gesetzgebung abzuwarten.

Beschluss
Das Postulat Fraktion GB/JA! (Schnyder/Gasser) wird vom Rat mit 37 : 20 Stimmen Uberwie-
sen.

4 Interpellation Ernst Stauffer (ARP): Verkehrsverwilderung in der Stadt Bern

Geschaftsnummer 06.000104 / 06/191
Es muss leider festgestellt werden, dass insbesondere auch in den Aussenquartieren der

Stadt Bern, nicht nur bei den motorisierten, sondern auch bei den schwéachsten Verkehrsteil-
nehmern die Disziplin bei der Einhaltung der Verkehrsregeln nachgelassen hat.
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Seit dem unbedingten Vortrittsrecht der Fussganger bei Fussgangerstreifen achten diese teil-
weise nicht mehr auf die Ubrigen Strassenbenitzer. Viele Velofahrende benitzen die Trot-
toirs, missachten Fahrverbote und Lichtsignale bei Ampeln, fahren ohne Licht und verweigern
nicht selten Fussgangern auf Fussgangerstreifen den Vortritt.

Die Kantonspolizei Zurich begegnet der nachlassenden Disziplin in diesem Bereich mit
Grosskontrollen.

Ich stelle deshalb dem Gemeinderat folgende Fragen:

1. Sieht der Gemeinderat in diesem Bereich auch Handlungsbedarf?

2. Wenn Ja, wie gedenkt der Gemeinderat das Problem anzugehen?

3. Sollte allenfalls der Personalbestand beim Polizeikorps aufgestockt werden?

Bern, 30. Marz 2006

Antwort des Gemeinderats

Dem Gemeinderat ist die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmenden in der Stadt Bern seit Jah-
ren ein Anliegen. In vielen Bereichen hat die Stadt Bern zur Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit und Unfallpravention Massnahmen ergriffen und dabei in der Schweiz eine Vorreiter-
rolle eingenommen. Direktionsubergreifend besteht die Zusammenarbeit fir die Umsetzung
der Ziele des Massnahmenplans Verkehrssicherheit. Unfallschwerpunkte werden analysiert,
Massnahmen umgesetzt und die Unfallzahlen dadurch minimiert. Die verkehrstechnischen
Verbesserungen werden durch Informationen und gezielte Kampagnen unterstitzt. Dabei ist
es wichtig, alle Verkehrsteilnehmenden einzubeziehen und anzusprechen.

Polizeiliche Kontrollen im Strassenverkehr sind ein Teil zur Verbesserung der Sicherheit im
Strassenverkehr. Die Stadtpolizei Bern ist bestrebt, diese Kontrollen effizient und flachende-
ckend durchzufiuihren. Kriterien wie Strassenabschnitte mit vermehrtem Unfallgeschehen oder
auffalliges Fehlverhalten von Fahrzeuglenkenden und zu Fuss gehenden, beeinflussen die Art
sowie die Ortlichkeit der Verkehrskontrollen. Ein besonderes Augenmerk bei der Umsetzung
gilt nebst der prioritdren Kontrollen auf den Basisstrassen auch den verkehrsberuhigten Quar-
tierstrassen.

Der Gemeinderat setzt aber bereits friher einen Schwerpunkt an, namlich in der Verkehrser-
ziehung. Bereits die jingsten Kinder im Vorschulalter lernen das richtige Verhalten und mégli-
che Gefahren im Strassenverkehr kennen. Die Verkehrsinstruktoren der Stadtpolizei Bern
haben zudem im laufenden Schuljahr mit dem Verkehrsunterricht in der Oberstufe begonnen.
Dabei sind Themen wie das richtige Verhalten im Strassenverkehr, die Befédhigung und Eig-
nung fur eine Teilnahme im Strassenverkehr sowie die Folgen von falschem Verhalten wich-
tig. Den Jugendlichen wird aufgezeigt, dass letztendlich nur die persdnliche Einstellung ent-
scheidend fir die korrekte Verkehrsteilnahme ist.

Die persdnliche Einstellung und Rucksichtnahme, wie auch das gute Vorbild, sind von allen
Verkehrsteilnehmenden gefragt, um die Sicherheit auf den Strassen der Stadt Bern entschei-
dend zu verbessern.

Die in der Interpellation gestellten Fragen werden vom Gemeinderat wie folgt beantwortet:

Zu Frage 1. Das Konzept und die Umsetzung von Verkehrskontrollen soll durch die Stadtpoli-
zei Bern im bisherigen Rahmen weitergefihrt werden, da sie sich bewahrt haben.

Zu Frage 2: Der Gemeinderat sieht keinen weiteren Handlungsbedarf.

Zu Frage 3: Wegen der laufenden Verhandlungen und Planungen zur Umsetzung der Ein-
heitspolizei ist der Zeitpunkt fir eine Diskussion Uber die Aufstockung des Polizeikorps denk-
bar unglnstig.

Bern, 12. Juli 2006
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- Auf Antrag des Interpellanten beschliesst der Rat Diskussion. -

Interpellant Ernst Stauffer (ARP): Als ich die Antwort des Gemeinderats gelesen habe, habe
ich mich gefragt, ob es noch billiger gehe. Wenn der Gemeinderat in dieser Frage grundsatz-
lich kein Sicherheitsproblem sieht, kann ich ihm auch nicht helfen. Offenbar liest der Gemein-
derat oder diejenige Person, welche die vorliegende Antwort geschrieben hat, weder Zeitung,
noch Unfallmeldungen oder Unfallstatistiken. Der Gemeinderat sieht keinen Handlungsbedarf.
Ich behaupte, dass ein Unfallopfer, das hatte vermieden werden kénnen, eines zuviel ist. Sei
es nun, dass der Unfall selbstverschuldet oder aber das Opfer unschuldig ist. Es ist selbst-
verstandlich, dass schulpflichtige Kinder instruiert werden. Dies hat man bereits vor 75 Jahren
so gehalten, als ich zur Schule ging. Damals hatte es auf den Strassen aber noch langst kei-
nen so starken Verkehr wie heute. Der Gemeinderat meint, dass der Zeitpunkt fir eine Auf-
stockung des Polizeikorps denkbar unglinstig sei. Ich méchte anfragen, ob dies je zu einem
Zeitpunkt gunstig war. Auch eine kantonalisierte Polizei steht vor den gleichen Problemen.
Solange ich im Stadtrat bin, hiess es immer, es sei gerade ein unglinstiger Zeitpunkt, um utber
die Aufstockung des Polizeikorps zu reden. An einem der letzten Wochenenden waren bei
Geschwindigkeitskontrollen durch die Stadtpolizei Bern 554 Fahrzeuge zu schnell unterwegs.
Dies hat mit meiner Interpellation folgenden grossen Zusammenhang: Wenn ein motorisierter
und ein so genannt schwacher Verkehrsteilnehmer zusammentreffen und sich beide nicht an
die Verkehrsregeln halten, muss oder kann es zu Unfallen kommen. Bei solchen Unfallen ist
der schwachere Verkehrsteilnehmer dann wirklich der Schwéachere. Gleichgultig, ob er schul-
dig oder unschuldig ist. Aus diesem Grund kann ich nicht verstehen, dass der Gemeinderat
schreibt, er sehe keinen Handlungsbedarf. Offenbar missen sich zuerst einige schwere Unfal-
le ereignen, bis der Gemeinderat Handlungsbedarf sieht. Ich bin von der Antwort des Ge-
meinderats in keiner Art und Weise befriedigt.

Fraktionserklarung

Mario Imhof fur die Fraktion FDP: Wenn ich mich in der Stadt bewege, laufe ich heute kaum
mehr Gefahr, von einem Auto Uberfahren zu werden, aber immer mehr von Velos. Es gibt mir
zu denken, dass diejenigen Velofahrenden, welche nicht mehr zur Schule gehen, sondern
fertig ausgebildet sind und eigentlich wissen sollten, worum es geht, keinen Anstand mehr
haben. In der Marktgasse beispielsweise herrscht ein Velofahrverbot. Ich frage mich, ob all
die Velos, welche in der Marktgasse stehen, dort hinein getragen oder gefahren wurden. Ich
mdchte nur ein einziges Mal erleben, dass ich durch die Marktgasse gehen kann und dort kein
einziges Velo steht. Ich bitte die Polizei, dort einmal aufzurdumen. Es ist zudem zu sagen,
dass die Polizei in der Rathaus- und Postgasse sechs Mal zu dritt parkierte Autos kontrolliert.
Ich habe jedoch noch nie einen Polizisten gesehen, der am Zytglogge ein Velo aufhalt, wel-
ches das Fahrverbot missachtet. Zudem steht beinahe in jedem Laubenbogen ein kaputtes
Velo. Ich méchte gerne wissen, wem diese gehdren und wer sie einsammelt. Ich bin gleicher
Meinung wie Ernst Stauffer. Es ist eine Katastrophe.

Beat Zobrist (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Wir geben dem Interpellanten grundsatzlich
Recht. Velos miissen ebenso wie Autos vor dem Fussgangerstreifen anhalten und gehéren
nicht auf das Trottoir. Leider fahren die Velos seit einiger Zeit vermehrt auf den Trottoirs. Ich
weiss nicht, ob dies daher rihrt, dass dies in vielen Nachbarlandern so ublich ist. Dieses Ver-
halten argert mich jedoch. Die Tatsache, dass viele Velofahrende ohne Licht unterwegs sind,
ist ein Problem, das die Interessengemeinschaft Velo immer wieder, insbesondere jetzt auf
den Winter hin, angeht. Das Anliegen wurde erkannt und die Polizei verhangt auch Bussen.
Ich wurde bereits selber doppelt gebisst, als ich zwei Mal bei Rot rechts abgebogen bin. Es
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ist mir nicht ganz klar, weshalb Ernst Stauffer jetzt gerade bei den Kleinen Grosskontrollen
verlangt, insbesondere wenn ich sehe, wie viele Autolenkerinnen und -lenker wéhrend des
Fahrens telefonieren, wie viele trotz Fahrverbot fahren, die Geschwindigkeit Uberschreiten,
beim Abbiegen den Blinker nicht setzen oder auf den Trottoirs parken. Dies alles ist oftmals
gar gefahrlicher als das, was hin und wieder bei den Velos passiert. Daher bin ich froh dar-
Uber, dass der Gemeinderat in seiner Antwort die Relationen gewahrt hat. Der Gemeinderat
sagt nicht, es bestehe kein Handlungsbedarf. Es werden vielmehr alle kontrolliert und das
Recht wird dberall durchgesetzt. Zum Votum von Mario Imhof: In der Marktgasse ist Zubrin-
gerdienst gestattet. Mir fallen weniger die abgestellten Velos in den Lauben auf, als die Ge-
werbe Treibenden, welche die Gassen tagelang als Privatparkplatz missbrauchen.

Einzelvotum

Daniel Lerch (CVP): Nach diesem Votum kdnnte ich jetzt sagen, es sei alles in bester Ord-
nung und es gebe zwar viele, die sich nicht an die Verkehrsregeln halten, man sollte sie je-
doch gewahren lassen. Ich bin davon Uberzeugt, dass diejenigen, welche heute Velo fahren
und sich nicht an die Verkehrsregeln halten, morgen mit dem Auto genau dasselbe tun wer-
den. Ich habe heute beobachtet, wie zwei Personen mit einem Motorroller das Rotlicht bei
einer Baustelle einfach Uberfahren haben. Gestern habe ich beobachtet, wie jemand mit ei-
nem Mofa durch eine Bahnunterfihrung gefahren ist. Es fahren auch immer Velos auf den
Trottoirs, obwohl viele Fussganger unterwegs sind. Dieses Problem besteht und sollte nicht
einfach abgetan werden. Vielleicht sollte man die Velokuriere, welche fir viele Vorbilder sind,
einmal genauer unter die Lupe nehmen. Ich sehe immer wieder, dass diese sich alles erlau-
ben, um damit konkurrenzféhig bleiben zu kénnen. Die Velokuriere Uberfahren Rotlichter und
fahren quer Uber Kreuzungen oder Fussgangerstreifen und zeigen damit, dass jegliches Hin-
dernis fiir sie Tabu ist. Ich méchte an dieser Stelle fragen, warum sich Velokuriere so verhal-
ten durfen und wir nicht. Vielleicht ware es gut, wenn der Gemeinderat diese Organisation
einmal anpeilen wirde, um ihr mitzuteilen, dass ein solches Verhalten auch bei Velokurieren
nicht toleriert wird. Meines Erachtens besteht in Bezug auf unsere sehr undisziplinierten Ver-
kehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer dringender Handlungsbedarf.

Der Interpellant ist mit der Antwort des Gemeinderats nicht zufrieden.

5 Interpellation Daniel Kast (CVP): Sichere Bahnhofzugidnge in Randstunden

Geschaftsnummer 06.000108 / 06/190

Viele Bernerinnen und Berner berichten dariber, dass sie sich im Bahnhof am spaten Abend
und morgens frih unsicher fihlen. Etliche erzéahlen von unangenehmen oder gar gefahrlichen
Begegnungen auf dem Bahnhofsgeldnde. Laut Auskunft der Polizei gibt es keine hieb- und
stichfest interpretierbaren Daten zur Kriminalitat im Gebiet des Bahnhofes. Die angesproche-
nen Angste in der Bevélkerung waren nur durch eine wissenschaftliche Untersuchung quanti-
fizierbar. Diese Angste miissen jedoch trotzdem ernst genommen werden, auch wenn keine
entsprechenden Untersuchungen vorliegen.

Der Hauptbahnhof ist einer der wichtigsten Zugange zur Stadt. Fir die Attraktivitat des offent-
lichen Verkehrs ist es entscheidend, dass der Bahnhof auch in den Randstunden ohne Angst
begangen werden kann.
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Das Bahnhofsgelande ist gross, unibersichtlich und verwinkelt. Gerade in den Randstunden,
bei geringem Personenaufkommen ware es mit einem unverhaltnismassig grossen Personal-
aufwand verbunden, im ganzen Bahnhof eine Atmosphéare der Sicherheit zu schaffen.

Wirde man in den Randstunden — gemass des Konzeptes der ,Frauenparkplatzen“ in Park-
hausern sowie der ,Treffpunktwagen® in Zigen — die Sicherheitsanstrengungen auf einige
wenige Zugange konzentrieren und diese als sicher garantieren, so wirden die meisten Pas-
sagiere diese Zugange benutzen. Dies wirde dadurch starker frequentiert, was wiederum die
Sicherheit erhéhen wiirde.

Dem Gemeinderat stellen wir folgende Frage:

Ist der Gemeinderat bereit, sich fir das im Text skizzierte Konzept der sicheren Bahnhofszu-
gange einzusetzen?

Bern, 6. April 2006

Antwort des Gemeinderats

Aus Sicht des Gemeinderats besteht im Bahnhof Bern grundsatzlich kein Sicherheitsproblem.
Er ist daher der Auffassung, dass die Umsetzung des in der Interpellation skizzierten Kon-
zepts nicht notwendig ist. Die Erfahrung hat gezeigt, dass auch durch eine Zentralisierung der
Passagierstrome die gegenseitige Nachbarshilfe nicht erhéht werden kann. Eine Konzentra-
tion auf wenige Zugange kann sich auch negativ auf das subjektive Sicherheitsgefihl auswir-
ken. Die Bahnhofhalle wird zudem als Querverbindung von nicht Bahnbenutzenden genutzt.
Ausserdem bieten kurze Wege den Bahnbenutzenden jederzeit die Mdglichkeit, den Bahnhof
bei Bedarf auf schnellstem Weg zu verlassen.

Es entspricht aber der Tatsache, dass das Bahnhofareal — besonders der Stadtteil — unlber-
sichtlich und verwinkelt ist. Diesem Sicherheitsrisiko wurde jedoch bereits in der Bauplanung
»Neugestaltung Bahnhofplatz / Umbau Christoffelunterfihrung® Rechnung getragen. Nach
dem Umbau sollte der Bahnhof keine unibersichtlichen Nischen mehr enthalten und optimal
beleuchtet sein. Voraussichtlicher Baubeginn in der Christoffelunterfihrung ist im Herbst
2006.

Wahrend der Bauphase wird die Stadtpolizei Bern in kritischen Bereichen Schwerpunkte set-
zen und mit Patrouillentatigkeit das Sicherheitsgefiihl der Blrgerinnen und Burgern erhéhen.
Bereits heute werden situationsbedingt im Bahnhof Bern Schwerpunkte durch die Stadtpolizei
Bern gesetzt. Seit dem 01. September 2004 ist der Polizeiposten im Bahnhof zudem wieder
mit einem festen Personalkérper besetzt, und die Situation im Bahnhof wird allgemein als
besser eingestuft. Eine situationsbedingte Anpassung der Prasenzzeiten ist stadtpolizeiintern
bereits vorgenommen worden, damit noch besser auf die speziellen Begebenheiten im Bahn-
hof eingegangen werden kann.

Nach dem Umbau des Bahnhofs wird das Uberwachungs- und Sicherheitskonzept des stadti-
schen Teils den veranderten Verhaltnissen angepasst werden. Zu jenem Zeitpunkt wird auch
Klarheit Uber das weitere Vorgehen bei Police Bern herrschen, was ebenfalls bei der Neube-
urteilung der Situation im Bahnhof einfliessen wird.

Bern, 12. Juli 2006

- Auf Antrag der Interpellanten beschliesst der Rat Diskussion. -

Interpellantin Edith Leibundgut (CVP): Wir sind Uber die knappe und unausfiihrliche Antwort
des Gemeinderats erstaunt. Wir haben das Geflihl, er stelle sich einfach blind. Vor drei Wo-

chen noch waren wir versucht gewesen, zu fragen, ob immer etwas passieren muss, bevor
der Gemeinderat reagiert. Heute wissen wir, dass es mehr oder weniger immer wieder pas-
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siert. Zwei Personen wurden am vergangenen Wochenende spitalreif geschlagen, wobei eine
der Personen schwer verletzt wurde, eine weitere Person wurde niedergeschlagen und aus-
geraubt. Die Reaktionen darauf kdnnten nicht unterschiedlicher sein. So aussert sich bei-
spielsweise die Polizei dahingehend, dass die Situation in den letzten Jahren insbesondere
an den Wochenenden zunehmend schwieriger geworden sei. Es kommt vermehrt zu Schlage-
reien, wobei die beteiligten Personen oftmals unter Alkoholeinfluss stehen. Ein Zeuge, der die
Schlagerei vom letzten Wochenende miterlebt hat und ein ehemaliger Mitarbeiter der Sicher-
heitsfirma im Bahnhof ist, hat sich folgendermassen zum Vorfall gedussert: ,Es ist nicht der
erste Vorfall, den ich so erlebe. Jetzt ist genug. Die Securitrans im Bahnhof ist unprofessio-
nell.“ Gemass seinen Aussagen haben zwei Mitarbeiter der Securitrans die Szene beobachtet,
ohne einzuschreiten. Die Polizei habe zudem Zeugen schroff abgewiesen. Securitrans wie-
derum sagt, dass man zu zweit nichts ausrichten kdnne, wenn am Bahnhof sechs Personen
aufeinander losgehen, denn am Ende lagen noch zwei Personen mehr am Boden. Securitrans
raumt jedoch ein, dass die Gewaltschwelle am Bahnhof massiv gesunken sei und viel schnel-
ler zugeschlagen werde. Zudem seien oftmals auch Waffen mit im Spiel. Auch Uniformierte
wurden heute viel schneller tatlich angegriffen. In seiner Antwort auf die Interpellation hinge-
gen erwahnt der Gemeinderat sogar den Ausdruck Nachbarschaftshilfe. Aufgrund der Erfah-
rungen der vergangenen Wochen kdnnen die Passantinnen und Passanten diese offenbar
nicht einmal von der Polizei oder von Securitrans erwarten. So bleibt den Blirgerinnen und
Blrgern lediglich zu hoffen, dass sie oder er aus diesem Spiel der Wahrscheinlichkeiten heute
noch ohne eine Kieferverletzung oder blaue Flecken glicklicherweise lebendig davongekom-
men ist. Laut Gemeinderat besteht im Bahnhof nach wie vor grundsatzlich kein Sicherheits-
problem. Wir héren und staunen. Mit seiner knappen und unprazisen Antwort auf die Interpel-
lation wird der Gemeinderat dem Bedurfnis der Bevdlkerung nach Sicherheit nicht gerecht.
Der Gemeinderat vertrostet uns lediglich auf spater. Wenn dann spater ist und ob es dann
auch wirklich besser wird, das heisst, wie lange es in etwa dauern wird, bis die erwdhnte An-
passung erfolgt ist und was und wie diese Uberhaupt erfolgen wird, weiss der Gemeinderat
heute selber noch nicht. Es ist meines Erachtens nicht ersichtlich, warum die Stadtpolizei erst
wahrend der Bauphase in kritischen Bereichen Schwerpunkte setzen wird. Die Polizei kdnnte
dies doch bereits heute tun. Der Gemeinderat argumentiert, dass die Bahnhofhalle als Quer-
verbindung auch von nicht Bahnbenitzenden genutzt wird. Ich kann mir das nicht gut vorstel-
len, zumal die oberirdischen Verbindungen ebenso gut sind. Auch wenn der Gemeinderat
diesbezlglich Recht hat, spricht dennoch nichts gegen das Konzept konzentrierter Zugénge.
Die traversierenden Fussgangerstrome missten lediglich mit einbezogen werden, was ohne
weiteres moglich ist. Der Gemeinderat argumentiert weiter, dass sich die Konzentration auf
wenige Zugange auch negativ auf das subjektive Sicherheitsgefihl auswirken kdnnte. Diese
Behauptung wird in der Antwort nicht einmal begrindet und ist schlichtweg falsch. Erfahrun-
gen mit Belebungsmassnahmen auf Wegabschnitten zeigen, dass belebte Orte sicherere Orte
sind. Der Gemeinderat schiebt vor, er wolle vor dem Umbau keine baulichen Massnahmen
ergreifen. Dies klingt so, als ob es lediglich die Méglichkeit gabe, den halben Bahnhof umzu-
bauen, um die Situation zu verbessern. Wenn es wirklich so schwierig und kostenintensiv
ware zu handeln, konnten wir die Antwort allenfalls so hinnehmen. Im Bereich des Bahnhofs
allerdings kann bereits durch kleinere Massnahmen mehr Sicherheit geschaffen werden. Es
scheint mir in diesem Falle nicht einmal notwendig, das Undenkbare zu denken. Die ldee,
zumindest einige Zugange sicherer zu machen, ist mit einem relativ kleinen Aufwand verbun-
den und letztendlich viel billiger als die Beschaftigung von Polizistinnen und Polizisten. Der
Polizeiposten am Bahnhof ist zwar seit etwas mehr als zwei Jahren wieder besetzt, aber es
ware gut, diesen etwas sichtbarer zu machen und vermehrt mittels Wegweisern auf ihn hin-
weisen. Dies wirde sowohl die Sicherheit als auch das Sicherheitsgefihl erhéhen. Unlber-
sichtliche Nischen kénnten mit Gittern geschlossen werden und letztlich kdnnte auch die Zu-
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sammenarbeit zwischen Pinto, Krokus, Securitrans und Polizei optimiert werden. Die CVP —
Familie, Arbeit, Sicherheit — kann sich schlichtweg nicht vorstellen, dass hier bereits aller Ta-
ge Abend sein soll und erhofft sich vom Gemeinderat, dass er in Zukunft besser auf absolut
legitime Grundbedirfnisse und Grundrechte der Bevélkerung eingeht.

Fraktionserklarungen

Martin Trachsel (EVP) fur die Fraktion GFL/EVP: Mir hat der Vergleich, den Daniel Kast in
seiner Interpellation mit den Frauenparkplatzen gezogen hat, eingeleuchtet. Wir kénnen nicht,
wie es in der Antwort des Gemeinderats steht, sagen, dass im Bahnhof grundsatzlich kein
Sicherheitsproblem besteht. Wie meine Vorrednerin es ausgefihrt hat, war letzte Woche Un-
schdénes in der Zeitung zu lesen. Sicherheit wird von verschiedenen Personen unterschiedlich
wahrgenommen. Ich kenne Leute, welche spatabends Uberhaupt nicht mehr gerne durch den
Bahnhof gehen. Ich bin davon lberzeugt, dass angstliche Menschen, wenn es einen Ausgang
zu den Taxis gabe, der mit einer gelben Linie markiert ist, welche einen Uberwachten Weg
anzeigt, diesen Weg benutzen wirden. Die Antwort des Gemeinderats ist nach Ansicht der
GFL/EVP-Fraktion zu schroff und knapp formuliert und nimmt die Anliegen der Angst nicht
auf. Wir erwarten, dass die Sicherheitsfrage wahrend des Umbaus und dann vor allem, wenn
der neue Durchgang fertig ist, ernst genommen wird. Es braucht nicht an jeder Ecke einen
Polizisten. Dies ist auch in Parkhausern nicht der Fall. Helle Wege jedoch, offene Ausgéange,
in denen sich mdglichst viele Menschen bewegen kénnen und vielleicht bei einem bezeichne-
ten Ausgang eine Uberwachung, vermégen den Menschen etwas Sicherheit zuriickzugeben.

Stephan Hligli-Schaad fir die Fraktion FDP: Wir haben Verstandnis fur die Interpellanten,
aber auch fur den Gemeinderat, mit dessen Antwort wir zufrieden sind. Wie der von Edith
Leibundgut geschilderte Vorfall zeigt, kann nicht verhindert werden, dass etwas geschieht,
auch wenn Passanten und uniformierte Personen zugegen sind. In diesem Sinne nltzt das
skizzierte Konzept eben auch nichts. Vielleicht vermag es ein stickweit das subjektive Si-
cherheitsempfinden erhdhen. Auf der anderen Seite lasst jedoch ein weitgehend offener
Bahnhof Fluchtmdglichkeiten fur alle zu. Es ist unbestritten, dass in dieser Sache etwas un-
ternommen werden muss und wir haben Verstandnis fur das Anliegen der Interpellation.
Wenn die Christoffelunterfihrung saniert wird, muss den Sicherheitsaspekten geniigend
Rechnung getragen werden. Wir méchten zur Antwort des Gemeinderats anmerken, dass man
daran denken sollte, das heutige Alkistibli nicht mehr im Bahnhof zu integrieren, sondern
rechtzeitig einen guten und zentralen Ersatzstandort finden kann. Auch dies kdnnte namlich
dazu beitragen, das subjektive Sicherheitsgefuhl zu erhéhen.

Die Interpellantin ist mit der Antwort des Gemeinderats nicht zufrieden.

- Die Traktanden 6 und 7 werden in der Sitzung vom 9. November 2006 beraten. Die Traktan-
den 8 und 9 werden gemeinsam behandelt. -

8 Motion Andreas Zysset (SP) vom 9. September 1999: Tempo 30 auf der Breiten-
rainstrasse; Abschreibung

Geschéaftsnummer 99.000463 / 06/192

Gemeinderatsantrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion abzuschreiben.
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Bern, 28. Juni 2006

9 Motion Andreas Zysset (SP) vom 17. August 2000: Kasernenwiese auch fiir Kin-
der und Bevdlkerung aus dem Quartier; Abschreibung

Geschaftsnummer 00.000461 / 06/193

Gemeinderatsantrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion abzuschreiben.

Bern, 5. Juli 2006

Stefan Jordi (SP) fir die Kommission PVS: Bei der Motion ,Kasernenwiese auch fiir Kinder
und Bevdlkerung aus dem Quartier* geht es um die Abschreibung dreier Punkte, insbesonde-
re aber um die Abschreibung von Punkt 1, ndmlich der Einfihrung von Tempo 30 auf der Ka-
sernenstrasse. Dieser Forderung war noch ausstehend, wurde jedoch kirzlich realisiert. Es
wird sich zeigen, ob sich diese Massnahme bewahren wird. Zu Punkt 2: Das Trottoir entlang
der Kasernenwiese wurde bereits friher umgesetzt. Zu Punkt 3: Die Eingangsbereiche zur
Kasernenwiese wurden zwar nicht Uberall so realisiert, wie es wiinschenswert gewesen ware.
Es nach wie vor zu hoffen, dass das Kasernenareal endlich fiir die Quartierbevélkerung ge-
offnet wird und sich das Militdr zusehends aus diesem Areal zurlckzieht. Zur Abschreibung
der Motion ,Tempo 30 auf der Breitenrainstrasse®: In der Motion geht es darum, mehr Sicher-
heit fir die Quartierbevolkerung und insbesondere fiir die Kinder, welche im Breitenrainschul-
haus zur Schule gehen, zu schaffen. Die Einflhrung von Tempo 30 war hier eine dusserst
dringende Massnahme, welche nun endlich umgesetzt wurde, nachdem es ein grosses Hin
und Her zwischen Stadt und Kanton gegeben hat. Auch hier wird sich zeigen, ob sich insbe-
sondere die motorisierten Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer an Tempo 30 halten. Es
ist noch nicht Gberall durchgedrungen, dass dort jetzt Tempo 30 gilt und zwischen den beiden
Aufschiffungen wird nach wie vor ziemlich stark beschleunigt. Es ware wiinschenswert, dass
in Zukunft, wenn es um die Umsetzung von Tempo-30-Massnahmen geht, die Information
seitens der Stadt fur alle Verkehrsteilnehmenden sowie die Quartierbevélkerung besser ist,
damit man weiss, dass sich etwas geandert hat und wie man sich bei den noch etwas unbe-
kannten Massnahmen verhalten soll. Ein weiterer Punkt betrifft, die neu geschaffenen Platz-
bereiche. Hier sollte eine Aufwertung fir das Quartier stattfinden und es finden zurzeit dies-
bezugliche Diskussionen statt.

Motionar Andreas Zysset (SP): Ich danke dem Gemeinderat dafiur, dass diese Tempo-30-
Zonen jetzt realisiert wurden. Ich moéchte jedoch noch drei Bemerkungen anfiigen. Erstens zur
Einfihrung: Sowohl bei der Breitenrainstrasse als auch beim Kasernenplatz weist lediglich ein
kleines Tafelchen auf die Tempo-30-Zone hin. Ich bin davon Uberzeugt, dass es Autofahrende
gibt, welche diese Tafel unabsichtlich Ubersehen. Bis sich die Leute daran gewo6hnt haben,
kdénnte man Transparente aufhangen und nicht nur eine Tafel mit dem Hinweis ,Neue Ver-
kehrsfuhrung® aufstellen, die nicht sehr eingangig ist. Ich ware froh, wenn man diese Sache
noch einmal ansehen kdonnte. Meine zweite Bemerkung betrifft einen dringenden Wunsch der
Schule Breitenrain-Spitalacker, im Bereich des Schulhauses trotz der Tempo-30-Zone einen
weiteren Fussgangerstreifen aufzuzeichnen. Ich ware dankbar, wenn man dies sehr gut pri-
fen und damit unsere Kinder entsprechend unterstiitzen wirde, denn es ist flir kleine Kinder
sehr schwierig, zwischen Zonen mit Tempo 30 und Tempo 50 zu differenzieren. Die dritte
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Bemerkung ist eng verbunden mit der ersten: Wenn man Massnahmen erlasst, muss auch
kontrolliert werden, ob diese auch eingehalten werden.

Beschluss

Der Rat stimmt den Abschreibungen der Motion Zysset (SP) vom 9. September 1999 sowie
der Motion Zysset (SP) vom 17. August 2000 stillschweigend zu.

10 Interfraktionelle Motion SP/JUSO, GB/JA!/GPB, GFL/EVP (Walter Christen/Ruedi
Keller, SP/Michael Jordi, GB/Peter Kiinzler, GFL) vom 13. Juni 2002: Moratorium
der Auslagerung von Teilen der Stadtverwaltung; Abschreibung Punkte 1 und 3
sowie Priufungsbericht zu Punkt 2 und Bericht des Gemeinderats zum Service
public vom 7. Juni 2006

Geschéaftsnummer 02.000241 / 06/176

Gemeinderatsantrag

1. Der Stadtrat nimmt Kenntnis vom Bericht des Gemeinderats betreffend Service Public
vom 7. Juni 2006.

2. Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die erheblich erklarten Punkte 1 und 3 der Moti-
on abzuschreiben.

Bern, 7. Juni 2006

Catherine Weber (GB) fiur die Kommission BAK: Die BAK hatte leider nicht sehr viel Zeit fur
die Behandlung des vorliegenden Geschafts. Zum Zeitpunkt der Behandlung war zudem noch
nicht 6ffentlich bekannt, dass der Gemeinderat ein Gutachten Uber die mdgliche Privatisie-
rung von ewb in Auftrag geben hat. Die BAK hat sich folglich hierzu nicht gedussert. Die Moti-
onare stellen drei Forderungen, welche ganz eng miteinander verkniupft sind. Das macht die
Sache effektiv nicht einfach; vor allem die Frage, ob Punkt 1 der Motion erfillt ist und eng
damit verknlpft die Frage, ob Punkt 3 abgeschrieben werden kann oder nicht. Zur Forderung,
wie sie in Punkt 3 formuliert ist, muss man klarstellen, dass die Motionare nicht ein eigentli-
ches Auslagerungsmoratorium verlangen, sondern lediglich eine Sistierung, bis die beiden
anderen Motionspunkte erfillt sind. Zur Erfullung von Punkt 1 der Motion hat der Gemeinderat
einen Bericht zum Service public erarbeitet und vorgelegt. Dieser Bericht ist eine sehr umfas-
sende, nichterne und relativ theoretische Aufarbeitung der Diskussion tber die Aufgaben und
Grenzen des staatlichen Handelns. Dies ist nota bene nicht eine Diskussion, welche lediglich
in der Stadt Bern stattfindet, sondern auf den unterschiedlichsten Ebenen sowohl in der
Schweiz als auch in der ganzen Welt gefiihrt wird. Der Service-public-Bericht des Gemeinde-
rats weist verschiedenste Schnittstellen mit dem Bericht-Auftrag auf, welchen die BAK vor ein
paar Monaten in Absprache mit den Sachkommissionen erteilt hat. Es handelt sich hierbei um
einen Auftrag beim Kompetenzzentrum fir Public Management (KPM) an der Universitat Bern.
Dieser Bericht ist noch ausstehend. Er wird eine Analyse liefern Gber die Kompetenzvertei-
lung bei den ausgelagerten Betrieben. In diesem Zusammenhang wird es im Stadtrat eine
weitere Diskussion zu diesem Thema geben, sobald dieser KPM-Bericht vorliegt. Zur Diskus-
sion in der BAK: Zu Punkt 1: Der Gemeinderat hat in der BAK dargelegt, warum die Forderung
nach einer Unterteilung von staatlichen Aufgaben in Punkt 1 aus seiner Sicht nicht moéglich ist
beziehungsweise wenig Sinn macht. Der Gemeinderat ist der Ansicht, dass der Service public
keine absolute Grosse und zudem sehr zeitabhéngig ist. Eine detaillierte Definition ware des-
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halb nach Meinung des Gemeinderats lediglich eine Momentaufnahme. Die Definition muisste
laufend Uberarbeitet und angepasst werden. Sei dies aus rechtlichen, sachlichen oder politi-
schen Grinden. Nach Ansicht einer Kommissionsminderheit ist Punkt 1 der Motion nur teil-
weise erfillt. Die Kommissionsmehrheit folgt den Ausfiihrungen des Gemeinderats und ist der
Ansicht, dass der vorliegende Bericht genuige, zumal letztendlich Uber weitere Auslagerungen
jeweils ohnehin das Parlament entscheiden musste. Zu Punkt 3: Da der Stadtrat Uber Ausla-
gerungen beschliesst und Punkt 1 als erflllt betrachtet werden kann, ist die Forderung nach
einer Sistierung fur eine Kommissionsmehrheit obsolet. In der BAK-Diskussion wurde auf Sei-
te 44 des Service-public-Berichts verwiesen. Dort ist zu lesen, dass der stadtische Aufgaben-
katalog idealerweise in regelmassigen Zeitabschnitten durch das politisch zustadndige Organ,
das heisst den Stadtrat, Gberprift werden sollte. Der Gemeinderat fiihrt dies in seinem Bericht
aus und ist der Ansicht, dass sich die Budgetdebatte fiir eine solche Uberprifung nicht eignet.
Er ist vielmehr der Meinung, es brauche dafiir eine speziell eingesetzte oder bestimmte par-
lamentarische Kommission. Im Zusammenhang mit der Diskussion in der BAK zum KPM-
Bericht méchte man deshalb auch in der BAK das Thema Service public weiter behandeln.
Die BAK und wohl auch die Fraktionen und Parteien ziehen das Fazit, dass es letztendlich
immer eine Frage bleibt, wer was als Kernaufgabe der staatlichen Verantwortlichkeit ansieht
oder lieber auslagern oder ganz privatisieren méchte. Der Antrag in der BAK lautete dahinge-
hend, die Punkte 1 und 3 der vorliegenden Motion nicht abzuschreiben, sondern den Gemein-
derat aufzufordern, die verlangte Momentaufnahme seiner Sichtweise vorzubringen, welches
denn die Kern-, Grundversorgungs- und Lateralaufgaben der Stadt seien. Dieser Antrag wur-
de in der BAK mit 5 : 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt. Die BAK beantragt dem Stadt-
rat mit 5 : 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen, die Punkte 1 und 3 der Motion abzuschreiben. Punkt
2 wurde bereits in der Stadtratsdebatte vom 8. Mai 2003 in ein Postulat umgewandelt. Hier
empfiehlt die BAK dem Rat einstimmig, dem Gemeinderat zu folgen und das Postulat als erle-
digt zu betrachten und den vorliegenden Postulatsbericht so zur Kenntnis zu nehmen.

Fraktionserklarungen

Ruedi Keller (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Die SP/JUSO-Fraktion bittet den Rat, den Bericht
des Gemeinderats ablehnend zur Kenntnis zu nehmen sowie die Punkte 1 und 3 der Motion
nicht abzuschreiben, sondern um zwei Jahre zu verlangern. Mit Punkt 2 und dessen Beant-
wortung sind wir zufrieden. Der vom Gemeinderat gelieferte Bericht ist umfangreich und reich
befrachtet mit theoretischen und historisierenden Ausfuhrungen. Er erscheint uns allerdings
auch leicht tendenzids; insbesondere was die Wortwahl anbelangt. So wird beispielsweise
von einem Gewahrleistungsstaat im Gegensatz zu einem aktivierenden Staat gesprochen. Der
Service public wird auf Seite 17 als etatistisches Konzept ohne Bedeutung abgetan. Damit
wird ein Grossteil der Bevolkerung, welche fir einen guten und richtigen Service public ist,
ein stickweit desavouiert. Gleichzeitig wird empfohlen, die Strukturen des Staates Konzern-
strukturen anzugleichen. Ich habe mir die Mihe genommen, herauszufinden, welches Wirt-
schaftsbild eigentlich hinter diesem Bericht steht. Wir haben festgestellt, dass Mitwirkung,
Mitbestimmung und Wirtschaftsdemokratie in diesem Wirtschaftsverstandnis scheinbar keine
Rolle spielen. Es wird empfohlen Corporate-Governance-Konzepte bei der 6ffentlichen Hand
anzuwenden. Dies wohl wissend, dass viele Unternehmen mit den gréossten Abzockern unter
den Managern solche Konzepte anwenden. Der Bericht des Gemeinderats weigert sich, ein
Gesamtkonzept zur Erbringung des Service public anhand der Kategorien Grundversor-
gungs-, Kern- und Lateralaufgaben zu erstellen, wie das in Punkt 1 der Motion verlangt wird.
Dies wohl, weil er wahrscheinlich eine negative Meinung vom Begriff Service public hat. Die
Begrindung des Gemeinderats, der unsere vorgegebenen Kriterien als Beispiele abtut, ob-
wohl aus der Motion ganz klar ersichtlich ist, dass diese Bewertungskriterien gelten sollen, ist
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die, dass es keine zuverlassigen Zuordnungskriterien gebe und dass diese eine zeitgemasse
und verantwortungsbewusste Beschaftigung mit gesellschaftlichen Entwicklungen erschweren
wurden. Wir erachten es als arrogant, eine solche Behauptung aufzustellen, ohne eine Be-
grindung dafir zu liefern. Aus unserer Sicht ist genau das Gegenteil wahr. Eine Eingrenzung
und klare Definition des Service public schafft Klarheit. Es stimmt, dass ein solches Gesamt-
konzept eine Momentaufnahme darstellt und politische Entscheidungen erfordert. Genau dies
ist es jedoch, was wir vom Gemeinderat erwarten. Auch diejenigen Leute, welche fir den Ser-
vice public arbeiten, haben ein Recht darauf, zu wissen, wie es um ihre Arbeitsplatze steht.
Warum soll die Stadt Bern nicht schaffen, woran der Bund derzeit arbeitet? Im vorliegenden
Bericht fehlen die Kategorien Mitwirkung, Mitbestimmung und demokratische Kontrolle beina-
he véllig. Diese Kategorien sind offenbar quantité négligable und stérendes Beigemise. Un-
seres Erachtens sind diese Kategorien jedoch wichtige Elemente der politischen Kultur. Es ist
fur uns unverstandlich, warum sie im Bericht nicht erwahnt werden. Diese Kategorien kénnen
nicht einfach durch das Wort Controlling ersetzt werden, wie es in der Wirtschaft tblich ist. Es
scheint uns, dass die Autorinnen und Autoren dieses Berichts die Demokratie und ihre Struk-
turen als ziemlich veraltet ansehen. Ich bitte den Rat eindringlich, die Punkte 1 und 3 nicht
abzuschreiben, sondern dem Gemeinderat die Chance zu geben, ein Gesamtkonzept des
Service public zu erstellen, wie es der Bund ebenfalls tut. Wir waren dann auch bereit, auf
das Moratorium zu verzichten. Die heutige Antwort ist ungenligend und grenzt an Missach-
tung des Parlaments, welches dem Gemeinderat mit dieser Motion einen klaren Auftrag erteilt
hat.

Natalie Imboden (GB) fir die Fraktion GB/JA!: Die Fraktion GB/JA! beantragt dem Rat eben-
falls, die Abschreibung der Punkte 1 und 3 nicht vorzunehmen. Damit wir die relativ umfang-
reiche Antwort des Gemeinderats und den dazugehérigen Bericht einordnen kdnnen, missen
wir einen kurzen Blick zuriickwerfen. In den 90er Jahren hat in der Stadt Bern ein rauer neoli-
beraler Wind geweht, der den Service public und die Frage, um die es geht, aufgemischt hat.
Die Stichworte aus den 90er Jahren sind die Auslagerungen von ewb und Bernmobil, wir ha-
ben Uber die Spitex, die Ara und die Stadtbauten diskutiert. All diese Projekte wurden in der
Stadt Bern ausgelagert. New Public Management, auf Berndeutsch NSB, wurde zur selben
Zeit diskutiert. Andere Gemeinden, Stadte und Kantone haben ebenfalls dhnliche Diskussio-
nen gefihrt. Rickblickend missen wir die Bilanz ziehen, dass die Stadt Bern relativ auslage-
rungsfreundlich war und mit der Einfihrung von NSB anders gehandelt hat als andere Stadte.
Wir haben ewb ausgelagert, wahrend in Zirich eine Volksabstimmung die Auslagerung des
ewz verhindert hat. Wir mussten damals in der 90er Jahren ilber das Alters- und Pflegeheim
Kuhlewil und das Kompetenzzentrum Arbeit diskutieren. Hier wurden Auslagerungen verhin-
dert. Wir haben auch die Bader- und Eisanlagen in der Stadt Bern nicht ausgelagert. Infolge
der Diskussionen, was beim Service public zur Stadt Bern gehért und was nicht, hatten wir
somit in den letzten Jahren bereits sehr viel Praxis in dieser Frage. Diese Beispiele zeigen,
dass es keine absolute und allgemeinglltige Definition des Service public gibt. In den USA
werden Gefangnisse von Privaten geflihrt, wahrend dies in der Schweiz zum Glick noch un-
vorstellbar ist. Die Kindertagesstatten werden in den einen Gemeinden von privaten Trager-
schaften im Auftrag des Staates geflhrt, wahrend sie in anderen Gemeinden staatlich sind.
Hier gibt es Unterschiede und dies ist auch gut so. Anscheinend ist jedoch der Privatisie-
rungs- und Auslagerungshype der 90er Jahre voruber. Auf nationaler Eben haben wir am Bei-
spiel der Swisscom gesehen, dass solche Wiinsche keine Chance mehr haben. Wir haben
auch auf europaischer Ebene die Folgen von Privatisierungen erlebt. Wer in England Zug
fahren wollte, hat bitter erlebt, welche negativen Folgen eine Privatisierung haben kann, wenn
man zu sehr bei Investitionen spart. Im Bericht steht viel Interessantes, Wichtiges und Span-
nendes. Wir wollen ihn jedoch nicht akzeptieren, weil er zu stark im Theoretischen verhaftet
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bleibt. Wir sind mit dem Gemeinderat einverstanden, wenn er sagt, es gebe nicht einfach ein
Patentrezept zum Service public. Man kann jedoch Uberlegungen anstellen, was Service pub-
lic in der Stadt Bern im Jahre 2006 bedeutet. Der Gemeinderat hat damals, als wir die Motion
vor zwei Jahren Uberwiesen haben, selber in der Antwort geschrieben, dass ein solcher Leis-
tungskatalog ein dynamisches Gefass sei. Der vorliegende Bericht 1asst leider jegliche Dyna-
mik vermissen. Mit der Ablehnung der Abschreibung verbinden wir folgende Auflage: Wir
mochten einen zweiten Bericht vom Gemeinderat, der Fleisch am Knochen hat. Damit meinen
wir einen Bericht, der auf die konkrete Situation der Stadt Bern zugeschnitten ist. Es geht um
die Frage, welche Aufgaben die Stadt Bern wahrnehmen méchte und welche wahrzunehmen
uns die Gemeindeordnung verpflichtet. All diese zentralen Fragen werden im Bericht leider
nicht beantwortet. Vielleicht miisste zudem der Spiess einmal umgedreht werden und anstatt
immer zu sagen, der Service public misse der Privatwirtschaft angeglichen werden, sollte
man sich einmal fragen, wo der Markt versagt und wo externe Effekte mit Marktlésungen nicht
geregelt werden kdnnen, so beispielsweise bei Fragen der Umwelt. Man sollte sich die Frage
nach natlrlichen Monopolen und 6ffentlichen Gutern stellen oder fragen, wo es private Wett-
bewerbsverzerrungen gibt, bei denen es Sinn machen wurde, gewisse Aufgaben staatlich zu
erbringen. Der Bericht beinhaltet aber auch viel Spannendes, das auf einer Konkretisierungs-
ebene weiterentwickelt werden sollte. So ist auf Seite 6 zu lesen, dass Auslagerungen in der
Stadt Bern dank NSB nicht mehr per se zu bevorzugen sind. Dies ist eine interessante Aus-
sage des Gemeinderats vor dem Hintergrund von Auslagerungsdiskussionen, welche bei-
spielsweise im Zusammenhang mit ewb gefihrt werden. Im Bericht steht zudem, dass die
Stadt zu einer Eigentimerinnenstrategie verpflichtet ist und eine Pflicht zur Steuerung hat.
Dies mussen wir ernst nehmen und die Stadt muss steuern. Im Bericht wird zudem erwahnt,
dass es bei Auslagerungen und Ausgliederungen auch eine Uberpriifung braucht, was das
Ganze effektiv gebracht hat. Es werden Nachevaluationen erwahnt. Es wirde im Zusammen-
hang mit dem bereits erwahnten Bericht, welcher in Auftrag gegeben worden ist, Sinn ma-
chen, sich zu fragen, wie hoch die Regulationskosten sind, welche wir haben, um die ausge-
lagerten Betriebe zu regulieren und zu kontrollieren und ob diese ihren Preis wert sind. Wenn
man auch an das Stichwort Leistungsvertrage denkt, welche einen riesigen administrativen
Aufwand bedeuten, muss man sich, wenn es einem ernst ist, die Frage stellen, ob dies den
Preis wert ist. Die Fraktion GB/JA! hat kein statisches Verstandnis von dem, was Service pub-
lic ist. Service public ist ein dynamischer Prozess, denn die Gesellschaft verandert sich. Wir
wehren uns jedoch dagegen, dass Auslagerungen als Allerweltsheilmittel propagiert werden,
denn dies gehdrt mittlerweile in das Land der ldeologien. Fragen wie Mitbestimmung sind
zentral fur die offentliche Hand und diese mdchten wir auch weiterhin gewahrleisten. Wenn
der Gemeinderat dann hoffentlich an die Uberarbeitung des Berichtes und damit an die Kon-
kretisierung geht, mdchte ich ihn darauf hinweisen, dass die Konjunkturforschungsstelle der
ETH vor Kurzem eine Studie publiziert hat, welche die volkswirtschaftliche Bedeutung des
Service public in der Schweiz aufzeigt. Diese Studie zeigt sehr klar auf, dass es auch einen
volkswirtschaftlichen Nutzen des Service public gibt und gesamtgesellschaftlich gewisse Auf-
gaben sinnvollerweise durch den Staat erbracht werden. Fazit: Wir hoffen, dass der Gemein-
derat, wenn die Punkte 1 und 3 nicht abgeschrieben werden, eine Chance hat, noch einmal
eine Konkretisierung vorzunehmen und einen Bericht zum Service public in Bern vorlegt, im
Wissen, dass es sich dabei immer um eine Momentaufnahme handelt. Wir machen Politik
jedoch immer im Moment und sind daher der Meinung, dass diese beiden Punkte so nicht
abgeschrieben werden kénnen.

Conradin Conzetti (GFL) fur die Fraktion GFL/EVP: Ich lese jetzt ab, was ich aufgeschrieben

habe zum Abschreiben der Motion zum Aussetzen der Auslagerungen. Die Motion hat das
Aufschreiben von Satzen zum Auslagern von Aufgaben verlangt. Dazu hat der Gemeinderat
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abgeschrieben, was man aufgeschrieben hat zum Aussetzen von Auslagerungen. Damit es
keine schlechten Ablagerungen gibt, méchten wir jetzt weiteres Ablagern von Satzen zum
Auslagern von Aufgaben aufgeben und das vom Gemeinderat aufgeschriebene zum Ausset-
zen von Auslagerungen von Aufgaben abschreiben. Alles klar? Um unseren Entscheid zur
Abschreibung der Motion zu erldutern, mdéchte ich einige Haltungen unserer Fraktion zum
Thema Auslagerungen skizzieren. Wie auch der vorliegende Bericht gehen wir davon aus,
dass jede Zeit neu definieren muss, welche Aufgaben Stadtaufgaben sind. Welche der Stadt-
aufgaben die Stadt dann als Dienstleistungbetrieb selber ausfiihrt und welche sie auslagert,
ohne dass sie dabei Verantwortung und Kontrolle ganzlich abgeben kann, muss ebenfalls
jede Zeit neu definieren. Wir lesen einen geltenden Grundkatalog der Stadtaufgaben in der
Gemeindeordnung in Kapitel 2 Artikel 2 bis 29. Wir gehen in der Fraktion davon aus, dass
dieser Aufgabenkatalog der 6ffentlichen Aufgaben von 1998 fir dieses und vielleicht auch
noch fur weitere Jahrzehnte Gultigkeit hat. Er gilt jedoch nicht fir ewig. Ewig bedeutet nicht
eine unendliche Zeitdauer, sondern eine Qualitat jenseits der Zeit. Artikel 2 bis 21 der Ge-
meindeordnung listen die Aufgaben zunachst inhaltlich auf in Wirtschaft und Arbeit, 6ffentli-
che und soziale Sicherheit sowie in Umweltschutz und Energie. Artikel 22 bis 29 enthalten
dann die Grundsatze, wie die Stadt diese Aufgaben erfillt. Hier steht folgendes: ,Sie kann
offentliche Aufgaben dauernd oder befristet auf Dritte Gbertragen und sie kann sich dazu an
Organisationen des offentlichen und privaten Rechts beteiligen oder solche grinden.“ Die
Stadt muss dies nicht tun, aber darf es, wenn sie es im Einzelfall fir richtig erachtet. Wir
mochten das Verhandeln von konkreten Einzelféllen und die Entscheidung darliber in den
Blick nehmen. Wir méchten jede einzelne Aufgabe darauf Uberprifen kénnen, welche Vor-
und Nachteile eine Auslagerung mit sich bringen wiirde. Wir mochten allfallige Folgen unter
0konomischen, demokratischen, dkologischen und sozialen Gesichtspunkten bedenken. Und
zwar flr alle, welche in dieser Stadt leben. Vor diesem Hintergrund hat die Fraktion GFL/EVP
den bisherigen Auslagerungen wie beispielsweise Bernmobil und ewb zugestimmt, die Grin-
dung der StaBe hingegen abgelehnt. Wir sind demnach fahig, zu unterscheiden und differen-
ziert darlber zu entscheiden, welche Auslagerungen wir gut heissen und welche wir ableh-
nen. Der vorliegenden Motion haben wir in pragmatischem Sinne zugestimmt, weil wir in der
Zeit der Einflihrung und Erprobung von NSB und den vorhergegangenen Auslagerungen der
Meinung waren, dass jetzt nicht bereits weitere Auslagerungen vorgenommen werden sollten.
Dieser Entscheid hat jedoch keine grundsatzliche Entscheidung gegen Auslagerungen bein-
haltet. Zum Bericht des Gemeinderats: Der Gemeinderat legt auf knapp 50 Seiten ein Ge-
samtkonzept der offentlichen Aufgaben vor. Formal hat der Gemeinderat damit seine Aufgabe
zweifellos erflllt. Es gilt, die Fragen auf der inhaltlichen Ebene zu stellen. Wir erachten vieles,
was im Bericht geschrieben steht, als richtig. Einiges gefallt uns gut, anderes weniger und
Uber vieles musste man weiter diskutieren. Die Themen haben Ruedi Keller und Natalie Im-
boden bereits benannt. Im gesamten Komplex der Auslagerungen mussen wir uUber diese
Themen weiter reden. So beispielsweise lber das Bild der modernen Gesellschaft. Der Be-
richt schreibt auf Seite 7, dass die moderne Zivilgesellschaft auf einem im Grundsatz 6kono-
misierten Menschenbild beruht, welches dem Einzelnen mdglichst viel wirtschaftliche Freiheit
zugesteht. Aus diesem Grund drange die 6konomisierte Gesellschaft die staatlichen Bereiche
zurlck. Die staatlichen Bereiche sind gemass Bericht eher an Gerechtigkeitsbildern orientiert.
Darlber gibt es viel zu diskutieren. Meint der Gemeinderat dies als Analyse oder ist dies als
Zustimmung zu diesem ldeal zu verstehen? Stimmt diese Analyse im einen Fall und mochten
wir diesem Ideal im anderen Fall nachfolgen? Meines Erachtens bedeutet es eine Uberdomi-
nanz des Wirtschaftlichen in diesem Menschen- und Gesellschaftsbild. Ich sehe uns viel viel-
faltiger in allen sozialen, 6konomischen, 6kologischen, seelischen und religidsen Seiten des
Lebens. Auf der Grundlage eines 6konomisierten Gesellschaftsbildes beschreibt der Bericht
verschiedene Staatsaufassungen, namlich die verschiedenen Varianten des Wohlfahrtstaates
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bis hin zum neoliberalen Minimalstaat. Wir kénnen die 6ffentlichen Aufgaben aufgrund dieser
geschichtlichen Grundlage nur im politischen Prozess immer wieder neu definieren und es
gibt keine objektiv vorgegebenen 6ffentlichen Aufgaben. Wir kbnnen dem nur zustimmen. Wir
verstehen, dass eine grundsatzliche allgemeingiltige Einteilung in Grund-, Kern- und Lateral-
aufgaben schwierig ist. Es wird viel zu diskutieren geben, aber wir haben das Gefuhl, dass
damit das Instrument des Gesamtkonzeptes Uberschatzt wirde und diesbezuglich nichts ent-
schieden werden kénnte, wenn wir diese Punkte jetzt nicht abschreiben und dem Gemeinde-
rat damit eine Zusatzaufgabe gében. Wir glauben nicht daran, dass wir den Gemeinderat Gber
Konzepte steuern kdnnen, sondern lediglich in den konkreten Einzelfallen. Mit diesen mdch-
ten wir uns jedoch anhand des Leitfadens Uber Service public, den uns der Gemeinderat zur
Verfligung gestellt hat, kritisch auseinandersetzen. Aus diesem Grund sind wir bereit, Punkt 1
der Motion als erfullt abzuschreiben und bei Punkt 2 den Priafungsbericht zu akzeptieren. Weil
der Gemeinderatsbericht jetzt vorliegt, kébnnen wir auch Punkt 3 als momentan erflllt erklaren
und abschreiben.

Rudolf Friedli (SVP) fur die Fraktion SVP/JSVP: Wir stimmen den Antragen, wie sie der Ge-
meinderat formuliert, zu. Aus unserer Sicht handelt es sich um einen guten Bericht, der vieles
im Detail und in einer Gesamtschau aufzeigt, was wir vage gewusst haben. Auf Seite 6 kommt
zum Ausdruck, dass letztendlich wir dartiber entscheiden, was eine stadtische Aufgabe ist. Es
handelt sich hierbei um einen politischen Prozess und es gibt keine objektiven Kriterien dafiir,
ob beispielsweise ewb verkauft werden kann oder nicht, beziehungsweise, ob die Stromver-
sorgung eine oOffentliche Aufgabe sein soll oder nicht. Dartber entscheiden wir, denn es gibt
weder eine Norm noch ein Gesetz oder eine Vorgabe, welche sagt, die Stromversorgung sei
auf alle Zeit stadtische Aufgabe und deshalb dirfe daran nicht gerittelt werden. Wenn nun
jemand sagt, die Stromversorgung sei Service public, so ist dies eine ungenaue Aussage,
denn eine Aufgabe ist nicht per se Service public, sondern nur dann, wenn wir das so erlas-
sen. Dies sollten wir uns fur die Zukunft merken, in der wir wahrscheinlich viel Uber ewb dis-
kutieren werden. Auf Seite 6 Ziffer 6 hat es in der ersten Zeile einen Fehler und zwar sollte es
wohl korrekterweise Aufgabenspektrum statt Ausgabenspektrum heissen.

Hans Peter Aeberhard flr die Fraktion FDP: Ich mdchte ausdricklich festhalten, dass die BAK
mit ihrem Antrag, den sie dem Rat unterbreitet, nicht beabsichtigt, die Service-public-
Diskussion zu beerdigen, sondern die Diskussion im Zusammenhang mit dem KPM-Bericht
Uber die ausgelagerten Betriebe weiterzubehandeln. Die Diskussion ware mit dem heutigen
Beschluss noch nicht beendet. Die Fraktion FDP unterstitzt die Antrdage des Gemeinderats
sowie die Ausfiihrungen der Fraktionen GFL/EVP und SVP/JSVP. Ich erachte es als eine har-
te und ungerechtfertigte Aussage, wenn Ruedi Keller sagt, der Wille des Parlaments sei miss-
achtet worden, nachdem man bei der rot-griinen Regierung ein Gesamtkonzept fir die Erbrin-
gung des Service public bestellt hat. Wenn man wissenschaftliche Analysen und Konzepte in
Auftrag gibt, muss man erwarten, dass entsprechend etwas Theoretisches und Wissenschaft-
liches zuriickkommt. Die Motiondre haben sich ihr Gejammer selber zu verdanken, denn sie
haben die Motion dahingehend formuliert, dass sie ein Gesamtkonzept zur Erbringung des
Service public wollten, welches nun in der Form eines Service-public-Berichts vorliegt. Wenn
man dies nun mit einem zweiten Bericht herunterbrechen mdéchte, damit Fleisch an den Kno-
chen kommt, verlangt man vom Gemeinderat nichts anderes, als dass er sich politisch in die
Zukunft festlegt, wie der Service public zu erbringen ist und was darunter zu verstehen ist.
Man moéchte den Gemeinderat festnageln, um ihm dann im Stadtrat immer wieder eine Abfuhr
zu erteilen, wenn er sich an das halten méchte, woran er sich einmal festgenagelt hat, denn
solche Gesamtkonzepte sind weder fir den Gemeinde- noch den Stadtrat verbindlich. Was
am Service-public-Bericht beziehungsweise an der Aufgabenerflillung des Gemeinderats kriti-
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siert wurde, ist nichts anderes, als dass man vom Gemeinderat erwartet, dass er die Politik
neu erfindet. Dies kann jedoch nicht angehen. Service public ist nicht einfach die Definition
von Politik. Politik besteht noch aus ganz anderen Elementen. Ich mdchte insbesondere an
die Gewaltentrennung erinnern, in der der Exekutive ganz klare Aufgaben zugewiesen wer-
den. Unter anderem besteht die Aufgabe der Exekutive darin, zu regieren, die bestehenden
Gesetze auf kommunaler, kantonaler und eidgentssischer Ebene zu vollziehen und jeweils
die Legislative zu fragen, was sonst noch zu tun sei sowie zu diskutieren, welche Politik ge-
macht werden soll. Es ware irrig zu meinen, es gehe darum, dass der Gemeinderat nun den
Burgerinnen und Birgern einen Katalog politischer Dienstleistungen vorlegt, der fur den Ge-
meinderat sakrosankt ware. Hiermit erdffnet sich ein anderes Diskussionsfeld, namlich die
Frage, was der Gemeinderat politisch fir die Biirgerinnen und Birger leistet und was nicht.
Eng damit verbunden ist natlrlich die Kostenfrage. Die intensivste Service-public-Diskussion
kann anhand des Budgets und der dort aufgelisteten Leistungen und Produktegruppen gefiihrt
werden. An jener Stelle geht es um die Diskussion dariber, was wir wollen und was nicht. Die
Motionare sind im Stadtrat mit Sicherheit die Letzten, die dem Gemeinderat alles Uberlassen
und mit dem vorgelegten Gesamtkonzept politisch arbeiten wollen. Eigentlich sind die Motio-
nare vom Problem der Auslagerungen ausgegangen. Hierbei handelt es sich jedoch nicht ein-
fach um ein gesamtpolitisches Problem, aus dem ein Gesamtkonzept fabriziert werden kann.
Das Problem der Auslagerungen ist vielmehr ein ganz spezielles Problem und es ist bekannt,
dass der Stadtrat jeweils im Einzelfall entscheiden muss, ob er Uberhaupt eine Auslagerung
mdchte oder nicht. Aus diesem Grund ist ein Moratorium beziehungsweise die Sistierung von
Auslagerungen Uuberflissig, denn in jedem Falle wird der Stadtrat das letzte Wort haben.
Wenn der KPM-Bericht, welcher der BAK bereits in einem Entwurf vorliegt, in der definitiven
Fassung im Stadtrat diskutiert wird, ist ein weiteres politisches Diskussionsfeld dariber offen,
was wir eigentlich méchten. Es gilt zudem zu bedenken, dass es die Verwaltung belastet und
letztendlich nichts bringt, wenn man nun einen zweiten, angeblich konkreteren Bericht ver-
langt. Die politische Diskussion muss im Stadtrat gefihrt und nicht dem Gemeinderat dele-
giert werden.

Stadtprasident Alexander Tschéappét fuir den Gemeinderat: Der Gemeinderat hat eine sehr
ausfuhrliche Antwort sowie einen flinfzigseitigen Bericht abgeliefert. Man muss keinen Gefal-
len finden an dem, was darin steht, aber wenn nun gesagt wird, der Bericht stelle eine Miss-
achtung des Parlaments dar, ist es ein Affront gegenuber all denjenigen Personen, welche
der Fragestellung entsprechend technisch und sehr gut gearbeitet haben. Dieser Vorwurf von
Ruedi Keller kann nur in aller Scharfe zuriickgewiesen werden. Wenn man einen solchen Be-
richt verfasst und dazu eine neunseitige Antwort abliefert, ist dies in keiner Art und Weise
eine Missachtung des Parlaments. Wenn einem die Antwort nicht gefallt, ist dies die eine Sa-
che. Vielleicht sollte man sich auch hinterfragen, ob man die richtige Fragestellung gewahlt
hat, denn man kann nur so antworten, wie man gefragt wird. Man verlangt hier drei Punkte.
Erstens wird ein Gesamtkonzept fir die Erbringung des Service public verlangt. Dieser Punkt
zeigt, dass man davon ausgeht, der Service public sei eine statische Grdsse, die sich nicht
verandert. Es handelt sich jedoch immer um eine Momentaufnahme in der jeweilig herrschen-
den politischen Situation. Es ist eine Frage der Gesellschaftsordnung, was man mdchte und
was nicht. Es gibt ganz weniges, das man muss und sehr vieles, das man kann. Letztendlich
handelt es sich um eine politische Frage, tUber die zu diskutieren ist. Die Meinung, man kdnne
ein Gesamtkonzept verfassen, das Uber langere Zeit daure, ist eine lllusion und kann so nicht
erbracht werden. Selbstverstandlich kann man auch wieder in zwei Jahren einen Bericht
schreiben, der anders aussehen wird als der vorliegende, weil man dann wohl andere politi-
sche Gewichtungen setzen wird. Der Hinweis auf die Bundesverfassung und die Arbeiten
beim Bund ist insofern ideal, als sich dort zeigt, dass mit dem Problem gekampft wird, dass
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ein Bericht ber den Service public lediglich eine gesellschaftsabhangige Momentsaufnahme
darstellt. Daher macht es aus unserer Sicht keinen Sinn, einen Zusatzbericht zu verlangen.
Es ist kein Problem wieder einmal eine Bestandesaufnahme zu verlangen, wenn man dies flr
notwendig erachtet. Dann wird der Bestand zum Zeitpunkt der Bestellung aufgenommen. Es
ist illusorisch zu meinen, man kdnne in zwei Jahren eine Ergdnzung zum vorliegenden Bericht
machen. Dies wird uns zudem nicht weiterbringen. Im ganzen Zusammenhang interessiert
letztendlich die Frage, wie viel Service public ist, wie viele Leistungen der Staat erbringt be-
ziehungsweise wie viel privat ist und ausgelagert werden soll. Diese Fragen sind sehr interes-
sant und hoch politisch. Sie kdnnen jedoch nicht in einem Gesamtkonzept abgehandelt wer-
den. Damit bin ich bei Punkt 3 der Vorlage. Mit diesem Moratorium spiegelt man vor, als ob
damit etwas genagelt werden kdnnte. Es ist jedoch ganz klar, dass jede Auslagerung hoch-
gradig politisch ist und letztendlich dartber eine Diskussion im Parlament geflihrt werden
muss, Zudem kommt es in den meisten Fallen zu einer Urnenabstimmung. Ich kann dem Par-
lament raten, wenn es seine Aufgabe wahrnehmen mdchte, im Einzelfall in Kenntnis der poli-
tischen, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und arbeitsrechtlichen Situation zu entscheiden,
ob eine Auslagerungsdiskussion in einem bestimmten Element notwendig und richtig ist oder
nicht. Wenn Punkt 3 abgeschrieben wird, andert sich nichts daran, dass das Parlament fir
alles zustandig ist. Wenn die entsprechenden politischen Mehrheiten keine Auslagerung wol-
len, gibt es keine und wenn die entsprechende Mehrheit Auslagerungen méchte, wird es ent-
sprechend auch Auslagerungen geben. Punkt 3 nicht abzuschreiben, kommt letztendlich einer
Augenwischerei gleich, denn damit kann nichts gedndert werden. Es sei denn, man wolle sich
bereits jetzt die Hande binden, ohne zu wissen, was auf einen zukommt. Ich bin der vorbera-
tenden Kommission dankbar, dass sie mehrheitlich der Meinung des Gemeinderats gefolgt ist
und ich mochte den Rat bitten, dies ebenfalls zu tun. Ich helfe im konkreten Falle sofort mit,
Uber Service public oder Uber Auslagerungen zu diskutieren. Wir dirfen uns jedoch nicht der
lllusion hingeben, man kénne die Diskussionen mit abstrahierenden Berichten zu einem be-
stimmten Zeitpunkt Uber langere Zeit verhindern. So wie man Auslagerungen vornehmen
kann, kann man sie auch wieder zuricknehmen und vice versa. Dies ist letztendlich das poli-
tische Spiel, in dem die politische Diskussion gefihrt werden muss. Es ist eine lllusion, zu
meinen, man kdénne anhand eines Berichts, welcher aufgrund der Fragestellung sehr tech-
nisch ist, Politik betreiben. Wenn man den Gemeinderat politisch in eine bestimmte Richtung
fihren mochte, muss dies Uber konkrete Projekte beziehungsweise im Parlament lber ent-
sprechende Diskussionen im Einzelgeschaft oder beim Budget laufen. Ich teile die Meinung
von Ruedi Keller und Natalie Imboden nicht, dass eine konzeptionelle Erarbeitung uns poli-
tisch weiterbringt. In diesem Sinne moéchte ich den Rat bitten, den Antrdgen der vorberaten-
den Kommission zu folgen.

Beschliisse

1. Der Rat nimmt den Bericht des Gemeinderats betreffend Service public mit 38 : 24 Stim-
men bei 8 Enthaltungen zustimmend zur Kenntnis.

2. Der Postulatsbericht zu Punkt 2 (Postulat) ist unbestritten und wird vom Rat stillschwei-
gend genehmigt.

3. Der Rat stimmt der Abschreibung von Punkt 1 der Interfraktionellen Motion mit 37 : 34
Stimmen zu.

4. Der Rat stimmt der Abschreibung von Punkt 3 der Interfraktionellen Motion mit 37 : 34
Stimmen zu.
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11 Motion Fraktion FDP/JF (Christian Wasserfallen, JF/Stephan Hiigli, FDP): Ab-
stimmen per Internet und SMS - e-Voting fiir Bern!

Geschaftsnummer 05.000364 / 06/217

Im Internet wird langst nicht mehr nur gesurft, um sich damit die Zeit zu Vertreiben. Nein, das
World Wide Web ist ein wichtiges Informations- und Arbeitsmedium geworden. Ein grosser
Teil der Bevélkerung informiert sich heute hauptsachlich Uber das Netz. Auch das SMS er-
freut sich hoher Beliebtheit und hat auch mehr zu bieten als das schnelle Abmachen eines
Termins. Man kann sich damit vergessene Passworter schicken lassen, damit einkaufen oder
eben abstimmen.

Diesen Wandel in der Gesellschaft muss man auch in der Stadt Bern nutzen lernen. Das Ab-
stimmen per Internet oder SMS, das so genannte e-Voting, soll auch fur Bernerinnen und Ber-
ner endlich eingefluhrt werden.

Die Vorteile des e-Voting liegen auf der Hand und sind in der Schweiz schon sehr positiv ge-
testet worden. Nach Estland ist nun auch in der Schweiz wieder elektronisch abgestimmt wor-
den. Und die Wahlbeteiligung war hoch: In dem kleinen Ort Bilach im Kanton Zirich haben
am Sonntag, den 30.10.2005 lber 37 Prozent der Wahler von Internet und SMS Gebrauch
gemacht. 1006 Stimmberechtigte benltzten das Internet, 455 stimmten per SMS ab. 49 Pro-
zent blieben bei der bewahrten brieflichen Abstimmung, 13 Prozent bemuihten sich persdnlich
an die Urne. Die Wahlbeteiligung lag insgesamt bei 41,5 Prozent.

In Bldlach klappte jedenfalls alles klaglos. Der Code auf dem Stimmrechtsausweis musste fur
die elektronische Stimmabgabe frei gerubbelt werden, Missbrauch wurde kaum festgestelit:
Von den 2378 per Brief und personlich Wahlenden hatten auch 93 das E-Siegel aufgebro-
chen, aber nur zwei davon hatten wirklich doppelt gewahlt. Der dritte war der Stadtprasident
selber, der sich davon Uberzeugen wollte, ob das System funktioniert.

Das Verdikt ist also klar:

Abstimmen wird fir die Stimmberechtigten einfacher, rascher und billiger.

- Die Stimmbeteiligung dirfte ansteigen, da der Aufwand der Stimmabgabe sinken wird.

Bei der Auszahlung der schriftlich oder an der Urne eingegangenen Stimmzettel kénnen
personelle und finanzielle Einsparungen erzielt werden.

Sicherheitsrisiken stellen heute keine uniberwindbare Schranke mehr dar.

Das Thema Sicherheit wird wohl fir die grossten Sorgenfalten sorgen. Aber wenn e-Banking
und eben auch e-Voting erwiesenermassen funktionieren, sehen wir hier keine Probleme.

Die Zeit fir e-Voting ist also reif und Bern kénnte davon sicher auch im Bereich Image profi-
tieren.

Deshalb fordern wir den Gemeinderat auf, die Einfuhrung von e-Voting an die Hand zu neh-
men ohne die bewahrten Mittel der brieflichen Abstimmung oder den Gang zur Urne abzu-
schaffen.

Bern, 3. November 2005

Antwort des Gemeinderats

Der Gemeinderat teilt die Haltung der Motion, dass Telekommunikationskanale wie Internet
und SMS in Zukunft wesentliche Wege fir die Stimmabgabe bei Abstimmungen und Wahlen
sein werden. Er ist denn auch der Meinung, dass e-Voting in der Stadt Bern ermdglicht wer-
den muss, sobald die daflr notwendigen Grundlagen vorhanden sind. Gerade in diesem
Punkt bestehen allerdings zurzeit noch Hindernisse, die nur zum kleinsten Teil von der Stadt
Bern selbst beeinflusst werden kénnen. An deren Beseitigung wird jedoch auf ibergeordneter
Ebene gearbeitet.
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Es ist zu berilcksichtigen, dass die Stadt Bern nicht nur eigene Wahlen und Abstimmungen
durchfuhrt, sondern dies auch fur den Bund und den Kanton tut, die selbst Uber keine ent-
sprechende Infrastruktur verfigen. Soweit die Stadt aber Wahlen und Abstimmungen fir Bund
und Kanton durchflhrt, ist sie an deren Stimm- und Wahlrecht gebunden. Das bedeutet, dass
auf diesen Ebenen zuerst die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden missen, damit
eine Stimmabgabe auf elektronischem Weg Uberhaupt gultig moéglich ist. Ein rascherer Allein-
gang der Stadt fir stadtische Abstimmungen macht deshalb keinen Sinn, weil diese jeweils
zeitgleich mit kantonalen und eidgendssischen Abstimmungen stattfinden und eine Koordina-
tion deshalb unumganglich ist. Es kénnte den Stimmberechtigten nicht zugemutet werden,
uber die stadtischen Vorlagen auch elektronisch, uber die kantonalen und eidgenéssischen
dagegen bloss an der Urne oder schriftlich abstimmen zu kénnen. Abgesehen davon wére der
logistische und infrastrukturelle Aufwand eines solchen dualen Systems véllig unverhaltnis-
massig.

Der Bund hat in den Jahren 2001-2005 ein Projekt ,Vote électronique® durchgefiihrt und dazu
in den Kantonen Genf, Neuenburg und Zirich praktische Versuche abgehalten. Gegenwartig
erarbeitet er dazu einen Evaluationsbericht; das Bundesparlament soll im Herbst 2006 Uber
das weitere Vorgehen entscheiden.

Auf kantonaler Ebene sind ebenfalls parlamentarische Vorstdsse eingereicht worden. Der
Kanton hat 2006 ein Vorprojekt e-Voting gestartet. Damit soll die Entscheidgrundlage (Kos-
ten, Zeitplan etc.) erarbeitet werden. Dem Grossen Rat wird voraussichtlich 2007 ein entspre-
chendes Kreditbegehren vorgelegt. Der Kanton verfolgt die Stossrichtung einer koordinierten
Einflihrung von e-Voting ohne aufwandige Alleingange, um soweit als moglich von bisher ge-
machten Erfahrungen anderer Gemeinwesen oder Projekte profitieren zu kénnen.

Parallel zu den eigentlichen Arbeiten, die in direktem Zusammenhang mit der Erstellung der
Infrastruktur fir die Einflihrung des e-Voting stehen, missen sowohl im Bund als auch im
Kanton gesetzliche Anpassungen vorgenommen werden, und zwar einerseits im Bereich der
Wahl- und Abstimmungsverfahren selbst, andererseits im relativ sensiblen Bereich der Regis-
terharmonisierungen. Auch wenn die Planungen auf kantonaler und eidgendssischer Ebene
noch provisorisch sind, muss davon ausgegangen werden, dass die Vorbereitungen bis zu
einer breiten Einfuhrung des e-Voting noch geraume Zeit in Anspruch nehmen werden.

Der Gemeinderat unterstitzt die Absicht, auch in der Stadt Bern so rasch als méglich die Vor-
aussetzungen zu schaffen, damit die Stimmabgabe auf elektronischem Weg maéglich wird. Er
ist deshalb grundsatzlich bereit, die Motion entgegenzunehmen. Allerdings muss an dieser
Stelle darauf aufmerksam gemacht werden, dass die Mdglichkeiten der Stadt, in diesem Be-
reich einen von den kantonalen und eidgendssischen Marschtabellen unabhangigen Weg ein-
zuschlagen, ausserst limitiert sind. Der Gemeinderat wird die Entwicklung aufmerksam beo-
bachten und die nétigen Arbeiten auf stadtischer Ebene einleiten, sobald dies aufgrund der
Entscheide von Kanton und Bund angezeigt ist. Im Ubrigen halt der Gemeinderat — in Uber-
einstimmung mit der Motion — fest, dass die herkdmmlichen Kanéle der Stimmabgabe (Urne,
briefliche Stimmabgabe) auch nach einer Einfuhrung von e-Voting unverzichtbar bleiben wer-
den, um den unterschiedlichen Bedirfnissen und Strukturen der Gesellschaft Rechnung zu
tragen und allen Stimmberechtigten den Zugang zur Stimmabgabe offen zu halten.

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion erheblich zu erklaren.

Bern, 16. August 2006

Motionar Christian Wasserfallen (JF): Einmal mehr geht es um e-Voting. Wir sind der Mei-
nung, dass e-Voting auch flir Bern kommen muss, denn beispielsweise in Blilach wurde e-Vo-
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ting erfolgreich getestet und durchgefiihrt. Das System hat seine Feuertaufe eigentlich schon
lange bestanden. Ich erachte den Vorstoss und die Antwort des Gemeinderats als sehr aus-
gewogen. Es ist klar, dass man auf keinen Fall Alleingadnge machen sollte, falls man ein sol-
ches Projekt realisieren mochte. Es ware sinnlos, wenn die Stadt Bern das Rad neu erfindet,
indem sie versucht, neue Systeme zu entwickeln. Man sollte vielmehr auf dem bereits Beste-
henden aufbauen, wie man das auch im technischen Bereich tut, wenn man etwas Neues
entwickelt. Der Gemeinderat hat dies glucklicherweise erkannt und méchte auf diese Weise
weiterfahren. Um der wahrscheinlich vorwiegend &lteren Bevdlkerung die Angste zu nehmen,
maochte ich festhalten, dass neben e-Voting die Mdéglichkeit der brieflichen Stimmabgabe nach
wie vor erhalten bleibt. Wir haben dies im Vorstosstext erwahnt und der Gemeinderat hat dies
auch erkannt. Es scheint uns ganz wichtig, dass niemand vor den Kopf gestossen wird, denn
letztendlich soll in der Weise abgestimmt und gewahlt werden, wie es einem zusagt. Die jun-
gen Leute greifen vielleicht zum Handy, wahrend die alteren Leute sich fir den Brief ent-
scheiden und diejenigen, welche es noch ganz traditionell halten méchten, gehen an die Ur-
ne. e-Voting ist ein gutes Instrument, welches verschiedene Vorteile bietet. Das Abstimmen
wird einfacher. Wenn man heute sieht, in welchem Rekordtempo SMS geschrieben werden,
kann man wohl davon ausgehen, dass es fir viele Leute einfacher ware, per Handy oder In-
ternet abzustimmen, als den Papierkram erledigen zu muissen. Die Stimmbeteiligung wird
steigen. Diese Aussage kann ich leider nicht mit statistischen Angaben stlitzen, denn da das
e-Voting noch ganz neu ist, gibt es noch keine entsprechenden Anhaltspunkte. Die Hemm-
schwelle, zu wahlen oder abzustimmen, wird auf jeden Fall sinken, denn wenn man bereits
vor dem Computer sitzt oder das Handy in der Hand hat, ist es interessant, gerade auch noch
abzustimmen. Ich denke, dass gerade die jiingere Bevdlkerung von dieser Moglichkeit profi-
tieren kdnnte. Die Auszahlung wird einfacher, denn jede Stimme, welche elektronisch abge-
geben wird, muss nicht mehr von Hand ausgezahlt werden, sondern es missen lediglich die
Ublichen Kontrollen durchgefiihrt werden. Feuerwehriibungen wie wir sie in der Stadt Bern bei
den Gemeinderatswahlen hatten, wirden entfallen, wenn man ganz auf e-Voting umstellen
wurde. Bei der elektronischen Abstimmung ist die Auszahlung auf die Stimme genau maglich.
Es ware ein sehr einfacher Programmieralgorithmus, der die Stimmen zuordnet, wie es ge-
dacht ist. Die Sicherheitsbedenken, welche immer wieder gedussert werden, sind Iésbar. In
Bllach hat man Sicherheitssysteme eingefihrt und festgestellt, dass der Stadtprasident ein-
mal per Brief und einmal per e-Voting abgestimmt hat, weil er das System priifen wollte. Dies
hat gezeigt, dass das System funktioniert. e-Voting ist nach Ansicht der Fraktion FDP eine
klare Notwendigkeit. Wenn wir jetzt nicht am Ball bleiben, werden wir nicht startklar sein,
wenn die gesetzlichen Grundlagen dazu geschaffen sind. Dies gilt es zu verhindern. Wenn wir
sauber arbeiten und die Sache durchbringen wollen, missen wir jetzt mit der Arbeit beginnen
und nicht erst dann, wenn der gesetzliche Rahmen gegeben ist. Ich bitte den Rat, die Motion
zu Uberweisen.

Fraktionserklarungen

Martin Trachsel (EVP) fur die Fraktion GFL/EVP: Die letzte Abstimmung ware bei mir beinahe
schief gelaufen, weil ich das Couvert nicht abgeschickt hatte. Ich empfand es als mihsam zu
warten, bis ich in das Stimmlokal im Kirchenfeld zur Abstimmung gehen konnte. Internet oder
SMS hatten mir in dieser Situation einen guten Dienst erwiesen. Wenn man E-Banking, E-
Steuererklarung sowie andere Dienste im Netz nitzt, erscheint es logisch, dass man dies
auch flr Burgerpflichten wie Abstimmen sollte tun kénnen. Als Fraktion GFL/EVP sehen wir
die vom Gemeinderat vorgebrachte abwartende Haltung ein, auf die Grundlagen von Bund
und Kanton zu warten. Wir sind dariber erfreut, dass der Gemeinderat die Motion positiv be-
antwortet und in Zukunft die Moglichkeit des e-Votings schaffen moéchte. Die GFL/EVP-
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Fraktion stimmt der Motion in diesem Sinne zu. Es ist uns wichtig, dass kein Geld fiir e-Voting
aufgewendet wird, solange die gesetzliche Basis dazu noch nicht vorhanden ist. Sollte jedoch
ein Grossversuch mit entsprechender finanzieller Unterstitzung durchgefihrt werden, kdnnte
dies fur Bern interessant sein. Im Hinblick auf IT-Anschaffungen misste man jedoch darauf
achten, dass allfallige Module erhaltlich waren, um spater Daten auswerten und verarbeiten
zu kénnen.

Rolf Schuler (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Beim vorliegenden Vorstoss der FDP handelt es
sich um einen guten Vorstoss, denn er vereinfacht das Abstimmen und Wahlen. Zudem ist
dies auch ein wichtiger Vorstoss fur Menschen mit einer Behinderung. Ich beispielsweise bin
nicht in der Lage, eine Wabhlliste selbstdndig von Hand auszufiillen. Die Problematik besteht
far mich darin, dass ich auf Assistenz angewiesen bin, was bedeutet, dass das Wahlgeheim-
nis im Prinzip nicht vollstandig gewahrt werden kann. Mit dem e-Voting per Internet oder SMS
wird die Moglichkeit der Abstimmung oder des Wahlens fiir Menschen mit einer Behinderung
erheblich erleichtert, so dass auch sie ihre Blrgerinnen- und Birgerpflicht erflllen kénnen.
Der Computer ist fur die meisten von uns nicht mehr wegzudenken. Es ist sinnvoll, dieses
gute Arbeitsinstrument auch fir die Wahrnehmung unserer Birgerpflicht einzusetzen. Wir
fordern den Gemeinderat mit Nachdruck dazu auf, e-Voting so schnell wie méglich in unserer
Stadt einzufihren und sich an allfalligen Pilotversuchen zu beteiligen beziehungsweise ge-
genuber dem Bund Interesse zu zeigen, an einem solchen Pilotversuch teilzunehmen.

Simon Glauser (SVP) fur die Fraktion SVP/JSVP: Auch die Fraktion SVP/JSVP ist erfreut dar-
Uber, dass der Gemeinderat bereit ist, die vorliegende Motion erheblich zu erklaren und alle
Schritte einzuleiten, damit auf lGbergeordneter Ebene Mdoglichkeiten bestehen, so dass wir
mdglichst rasch mit einem solchen Projekt in der Stadt Bern beginnen kdnnen. Ich sehe die
Moglichkeiten fir die jungen Leute vor allem im Gebrauch des Handys. Ich kann heute das
Parkhaus mit dem Handy bezahlen oder an Wettbewerben teilnehmen und so spricht nichts
dagegen, auch per Handy abzustimmen. Die Fraktion SVP/JSVP erachtet den Vorstoss als
eine gute Motion und wir werden sie selbstverstandlich unterstitzen.

Einzelvotum

Reto Nause (CVP): Die Evaluation des Bundes zum e-Voting ist abgeschlossen. Man hat ge-
sehen, dass es erprobte Verfahren gibt und die Software vorhanden ist. Damit sind die Grund-
lagen fur dieses Projekt geschaffen und die Sicherheit ist gewahrleistet. Wir haben einzig das
Problem, dass der Bundesrat nicht von der Bundesebene aus Druck machen mochte, damit
e-Voting flachendeckend und gesamteidgendssisch eingefuhrt wird. Aus diesem Grunde ist es
umso wichtiger, dass der Druck, elektronisch abstimmen zu kénnen, von den Gemeinden her
kommt. Die CVP fande es zudem schon, wenn man auch elektronisch wahlen kdénnte. Wir
unterstitzen die vorliegende Motion.

Stadtprasident Alexander Tschéappét fir den Gemeinderat: Auch der Gemeinderat unterstitzt
die vorliegende Motion und ist bereit, sie entgegenzunehmen. Wir waren von Anfang an bei
einem kantonalen e-Voting-Projekt dabei. Der Bund wollte uns jedoch nicht. Wir dirfen uns
nicht der Illusion hingeben, dass Bundesrat Rudolf Merz das e-Voting mit Riesenschritten
einfihren mochte. Es entsteht nicht der Eindruck, dass er vor lauter Fahrtwind friert, weil er
so schnell unterwegs ist. Wir warten auf den Bund und missen uns bewusst sein, dass die
Papierabstimmung parallel zum e-Voting bestehen bleiben wird, da nicht zumutbar ist, dass
alle nur noch elektronisch abstimmen kénnen. Damit bleibt auch eine gewisse Unsicherheit
bezlglich der Auszahlungen bestehen. Ich ware froh, wenn die Stadt Bern beziehungsweise
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der Stadtrat ein klares Zeichen setzen und Rudolf Merz damit zeigen wirde, dass wir Berne-
rinnen und Berner doch etwas schneller sind als ihm lieb ist.

Beschluss
Der Rat Uberweist die Motion mit 63 : 2 Stimmen bei 1 Enthaltung.

- Die Traktanden 12 und 13 werden gemeinsam behandelt. -

12 Motion Fraktion GB/JA! (Stefanie Arnold/Franziska Schnyder, GB): Fiir weniger
Fluglarm iiber den Dachern von Bern

Geschaftsnummer 05.000085 / 06/215

Die Stadt Bern ist gemass Handelsregisterauszug von anfangs Marz 2006 mit alt-Stadtprasi-
dent Baumgartner im Verwaltungsrat der Alpar AG vertreten. Gleichzeitig ist die Stadt Grund-
eigentimerin des Bodens, auf dem die Pistenverlangerung von 220 Metern gebaut werden
soll.

Die Pistenverlangerung fihrt zu héheren An- und Abflugfrequenzen und erlaubt den Einsatz

von Jets und anderen grésserer Flugzeugen. Es wird Uber den Dachern von Bern zu mehr

Flugbewegungen und -larm kommen.

Der Gemeinderat wird beauftragt, den Vertreter / die Vertreterin der Stadt in der Alpar AG

dahingehend zu instruieren, dass

1. die Piste nicht verlangert wird,

2. die Larmmessungsauflage, die der Alpar AG im Zusammenhang mit der Bewilligung der
Pistenverlangerung mit Rekursentscheidentscheid vom 14. April 2003 auferlegt worden
war, ohne Verzdogerung umgesetzt wird, lautend: "Die Alpar AG wird verpflichtet zur Kon-
trolle der Larmberechnungen in den An- und Abflugschneisen sowie im unmittelbar an-
grenzenden Wohngebiet punktuelle periodische Messungen durchzufihren. Die Mess-
punkte sind vom Kanton in Absprache mit den vom Fluglarm betroffenen Gemeinden zu
bezeichnen. Die Ergebnisse der Messungen sind jahrlich zu publizieren."

3. der Fluglarm nicht weiter zunimmt und die Alpar AG periodisch Uber die gemass Betriebs-
konzession von ihr zu treffenden ,besonderen Larmminderungsmassnahmen" fir die Zeit
von 22.00h bis 07.00h orientiert,

4. die An- und Abflugfrequenzen von 75'000 Flugbewegungen mit einem Anteil von 21 Li-
nien- und Charterflugverkehrs gemass SIL pro Jahr nicht tGberschritten werden.

Bern, 9. Marz 2006

Antwort des Gemeinderats

Die Motion betrifft inhaltlich einen Bereich, der in der gemeinderatlichen Zustandigkeit liegt.
Der Motion kommt deshalb der Charakter einer Richtlinie zu.

Neue internationale Sicherheitsbestimmungen (seit 1997) fiihrten zu Anderungen bei der Si-
cherheitsmarge von Flugpisten; in der Folge reichte die Alpar AG beim Bundesamt fir Zivil-
luftfahrt (BAZL) ein Plangenehmigungsgesuch fur die Pistenverlangerung ein. Die Pistenver-
langerung wurde koordiniert mit dem Bau der Zufahrtsstrasse. Das Projekt sah eine Pisten-
verlangerung im Norden und im Siden vor. Im September 2001 hat das BAZL das Plange-
nehmigungsgesuch bewilligt. Nachdem diese Bewilligung angefochten wurde, hat die Rekurs-
kommission UVEK die Genehmigung des BAZL im April 2002 bestatigt. Die Plangenehmigung
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ist somit rechtskraftig. Die Pistenverlangerung im Norden wurde bereits 2003 realisiert. Die
sudliche Pistenverlangerung wollte man zusammen mit dem Bau der Zufahrtsstrasse koordi-
nieren. Weil die Stimmberechtigten den Kredit fur die Strasse abgelehnt haben, hat man die
Pistenverlangerung im Siden aufgeschoben. Mit der Pistenverlangerung werden die techni-
schen Voraussetzungen geschaffen, um den Linien- und Charterverkehr weiterzufiihren und
damit einen volkswirtschaftlich interessanten Flughafen zu betreiben.

Zu den einzelnen Punkten:

Zu Punkt 1: Die Stadt Bern ist im Verwaltungsrat der Alpar AG vertreten, weil sie Eigentiime-
rin des Flughafenareals ist und es sich beim Flughafen um eine bedeutende Verkehrsinfra-
struktur mit wirtschaftspolitischer Bedeutung handelt. In Absprache mit dem Kanton wird je-
weils ein Regierungsmitglied delegiert. Im Dezember 2004 hat der Gemeinderat im Rahmen
eines Beschlusses Uber die Mandate der austretenden Mitglieder des Gemeinderats be-
schlossen, dass a. Stadtprasident Dr. Klaus Baumgartner bis zur Generalversammlung 2006
als Verwaltungsratsmitglied der Alpar AG amtet. Per Generalversammlung vom Juni 2006 hat
der Gemeinderat nun neu Stadtprasident Alexander Tschappat als Verwaltungsratsmitglied
vorgeschlagen.

Der Gemeinderat hat dem amtierenden Vertreter der Stadt Bern im Verwaltungsrat keine
Handlungsanweisungen erteilt, da die zweite Phase des Pistenanpassungs-Projekts geméass
glaubhaften Darlegungen der Alpar AG nicht zu einer zusatzlichen Larmbelastung auf dem
Gebiet der Stadt Bern fiihren wird. Bei einem Verzicht auf die Pistenverlangerung bestiinde
hingegen die Gefahr, dass der Linien- und Charterverkehr weitgehend wegfallen wirde, da
nicht mehr wirtschaftlich zu betreiben. Um die Flugausfélle zu kompensieren, musste die Al-
par AG den Geschéaftsbereich ,Privatverkehr® forcieren. In diesem Fall wiirden jedoch die
volkswirtschaftlich wertvollen Aspekte des Flugbetriebs weitgehend wegfallen und zusatzliche
Flugbewegungen mit entsprechenden Larmimmissionen resultieren. Die Zahl der Arbeits-
platze bei der Alpar AG und deren Zuliefer- und Service-Betrieben wirde bei diesem Be-
triebsmodell stark reduziert.

Zu Punkt 2: Aufgrund der Auflagen der Rekurs-Kommission (REKO) muss sich die Alpar AG
nach Realisierung der Pistenverlangerung an die Larmmessauflagen halten. Auch der Ge-
meinderat will, dass die Larmauflagen eingehalten werden. Er wird, gerade auch im Hinblick
auf die Sicherung der ihm sehr wichtigen Lebens- und Wohnqualitat in der Stadt Bern seinen
Einfluss geltend machen. Die Messpunkte werden vom Kanton definiert. Die Stadt Bern wird —
soweit moglich — bei der Festlegung der Messpunkte mitwirken.

Zu Punkt 3: Gemass Alpar AG ist die Pistenverlangerung und damit die Erhaltung des heuti-
gen Betriebsmodells mit Linien- und Charterverkehr eine der wirkungsvollsten Massnahmen
gegen eine Zunahme des Fluglarms zu sehen, da die Operationszeiten von Linien- und Char-
terflugzeugen zusatzliche Bewegungen von Privatflugzeugen blockieren. Die Orientierung
Uuber ,besondere Larmminderungsmassnahmen® erfolgt von der Alpar AG gegeniliber dem
Bundesamt fir Zivilluftfahrt als zustandiges Aufsichtsorgan. Der Gemeinderat bzw. dessen
Vertretung im Verwaltungsrat der Alpar AG wird sich daflr einsetzen, dass die Alpar AG an-
gemessen orientiert.

Zu Punkt 4: Im Gegensatz zum Szenario ,Privatflugplatz® mit bis zu 90 000 Bewegungen pro
Jahr werden unter Beibehaltung des heutigen Betriebs 75 000 Flugbewegungen/Jahr mit 21%
Linien- und Charterverkehr nach Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt (SIL) nicht tGberschritten.

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion abzulehnen.

Bern, 16. August 2006
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13 Interpellation Fraktion GB/JA! (Stefanie Arnold/Franziska Schnyder, GB): Mehr
Fluglarm durch Pistenverlangerung?

Geschaftsnummer 06.000089 / 06/221

Die Larmemissionen durch den Flugbetrieb des Flughafens Bern-Belp stellen fur die Bewoh-

nerinnen der Stadt Bern, die in den An- und Abflugschneisen liegenden Quartieren leben,

eine Belastung dar. Bei einer Erweiterung des Flughafens ist eine weitere Zunahme der

Larmemissionen zu beflrchten.

Die Berner Stimmberechtigten haben sich daher immer wieder deutlich gegen jede 6ffentliche

Finanzierung des Ausbaus und Betriebs des Flughafens Bern-Belp ausgesprochen, zuletzt am

24. November 2002, als in der Stadt Bern 53,3% der Stimmberechtigten die Kreditvorlage fir

die Zufahrtstrasse ablehnten.

Trotz der klaren Volksentscheide von 1983 und 2002 plant der Berner Regierungsrat, im Marz

2006 der Alpar AG einen Kredit von 3 Mio. Franken fiir eine Pistenverlangerung Bern-Belp

nach Slden zu gewahren. Bei der Pistenverlangerung handelt es sich aber um eine private

Flughafenanlage, flir deren Bau und Benutzung allein die seit 1985 privatwirtschaftlich orga-

nisierte Alpar AG zustandig ist. Mit der Kreditvorlage des Regierungsrates wirde nun ein pri-

vates Unternehmen durch die 6ffentliche Hand subventioniert - ein Vorgehen, das in Zeiten
von Spardruck kaum nachvollziehbar ist.

Der Gemeinderat wird deshalb gebeten, folgende Fragen zu beantworten:

1. Die Stadt Bern hat einen Sitz im Verwaltungsrat der Alpar AG. Kannte der Gemeinderat
die Bemihungen der Flughafen-Leitung um 6ffentliche Unterstitzung der Finanzierung
der Pistenverlangerung Sud? Welche Haltung vertrat er diesbezilglich im Verwaltungsrat
der Alpar AG? Weshalb vertritt der Alt-Stadtprasident und, wenn Uberhaupt, nicht ein am-
tierendes Mitglied des Gemeinderates die Stadt Bern im Verwaltungsrat?

2. Wie gross ist die genaue finanzielle Beteiligung der Stadt Bern am Aktienkapital der Alpar
AG?

3. Das Flughafenareal steht auf Grundstiicken der Einwohnergemeinde Bern, die der Alpar
AG verpachtet oder im Baurecht abgetreten wurden. Zu welchen Bedingungen wird das
Land der Flughafengesellschaft zur Verfigung gestellt, bzw. zu welchen Pacht- bzw. Bau-
rechtszins? Wird die Alpar AG durch diese Konditionen indirekt subventioniert?

4. Wie stellt sich der Gemeinderat zum Vorhaben der Alpar AG auf dem Boden der Stadt
Bern die Piste um weitere 220 Meter zu verlangern?

5. Welche Entwicklungen im Flugverkehr sind durch die Pistenverlangerung Sud zu erwar-
ten, insbesondere bezlglich der Frequenz der An- und Abflige, der verwendeten Flug-
zeugtypen und der Flugroute?

6. Welche Massnahmen wird der Gemeinderat ergreifen, um eine Vergrosserung der Larm-
belastung zu verhindern? Hat er vor, sich der fir die baldige Umsetzung der Larm-
messungs-Auflage einzusetzen, wie sie im Entscheid der Rekurskommission des UVEK
vom 14. April 2003 gefordert wurde?

Bern, 9. Marz 2006

Antwort des Gemeinderats

Zu Frage 1: Die Stadt Bern ist im Verwaltungsrat der Alpar AG vertreten, weil sie Eigentime-
rin des Flughafenareals ist und es sich beim Flughafen um eine bedeutende Verkehrsinfra-
struktur mit wirtschaftspolitischer Bedeutung handelt. In Absprache mit dem Kanton wird je-
weils ein Regierungsmitglied delegiert. Im Dezember 2004 hat der Gemeinderat im Rahmen
eines Beschlusses Uber die Mandate der austretenden Mitglieder des Gemeinderats be-
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schlossen, dass a. Stadtprasident Dr. Klaus Baumgartner noch bis zur Generalversammlung
2006 als Verwaltungsratsmitglied der Alpar AG amtet. Per Generalversammlung vom Juni
2006 hat der Gemeinderat neu Stadtprasident Alexander Tschappéat als Verwaltungsratsmit-
glied vorgeschlagen. Der Gemeinderat hat dem amtierenden Vertreter der Stadt Bern im Ver-
waltungsrat keine Handlungsanweisungen erteilt.

Zu Frage 2: Die Stadt Bern ist mit Fr. 237 500.00 oder rund 3% am Aktienkapital von Fr. 8
275 500.00 der Alpar AG beteiligt.

Zu Frage 3: Der Baurechtszins betragt rund Fr. 174 000.00 pro Jahr. Hinzu kommt ein Pacht-
zins von rund Fr. 29 000 pro Jahr. Die Baurechtszinse im Belpmoos liegen zwischen Fr. 2.85
(Segelfluggruppe Bern) und Fr. 8.55 (Skyguide) pro m2 Baurechtsflache. In den 90er-Jahren
wurden infolge Ausbau neue Flachenzuteilungen vorgenommen und der Baurechtsvertrag mit
der Alpar AG neu ausgehandelt. Unterschiedliche Preise pro m2 auf demselben Areal sind
dabei nichts aussergewdhnliches, da bei der Baurechtsbewertung als Basis die tatsachliche
Nutzung auf einer bestimmten Landflache massgebend ist. Die zustandige Fondsverwaltung
ging bei Vertragsabschluss davon aus, dass der aktuelle Baurechtszins den Nutzungen ent-
spricht und somit keine "indirekte Subvention" darstelit.

Zu Frage 4: Neue internationale Sicherheitsbestimmungen (seit 1997) flihrten zu Anderungen
bei der Sicherheitsmarge von Flugpisten; in der Folge reichte die Alpar AG beim Bundesamt
far Zivilluftfahrt (BAZL) ein Plangenehmigungsgesuch fur die Pistenverlangerung ein. Die Pis-
tenverlangerung wurde koordiniert mit dem Bau der Zufahrtsstrasse. Das Projekt sah eine
Pistenverlangerung im Norden und im Siden vor. Im September 2001 hat das BAZL das
Plangenehmigungsgesuch bewilligt. Nachdem diese Bewilligung angefochten wurde, hat die
Rekurskommission UVEK die Genehmigung des BAZL im April 2002 bestatigt. Die Plange-
nehmigung ist somit rechtskréftig. Die Pistenverlangerung im Norden wurde bereits 2003 rea-
lisiert. Die sudliche Pistenverldngerung wollte man zusammen mit dem Bau der Zufahrtsstras-
se koordinieren. Weil die Stimmberechtigten den Kredit fiir die Strasse abgelehnt haben, hat
man die Pistenverlangerung im Siiden aufgeschoben.

Mit der Pistenverlangerung werden die technischen Voraussetzungen geschaffen, um den
Linien- und Charterverkehr weiterzufiihren und damit einen volkswirtschaftlich interessanten
Flughafen zu betreiben. Die Alternative besteht namlich fur die Alpar AG darin, den Flughafen
Bern-Belp zu einem — unter Umstédnden wesentlich rentableren - Privatflugplatz umzuwandeiln.
Dabei wiirde jedoch die Zahl der Flugbewegungen, bei einem Bruchteil der heutigen Passa-
gierzahlen, wesentlich steigen. Die Zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der Alpar AG
und bei den vom heutigen Flugbetrieb mit betroffenen Firmen wirde voraussichtlich um rund
75%, d.h. um ca. 300 Personen sinken.

Zu Frage 5: Im Gegensatz zum Szenario ,Privatflugplatz® mit bis zu 90 000 Bewegungen pro
Jahr werden bei Erhalt des heutigen Betriebs 75 000 Flugbewegungen pro Jahr, davon rund
21% im Linien- und Charterverkehr, nach Sachplan Infrastruktur Luftverkehr (SIL) nicht tGber-
schritten. Die Anflugverfahren werden nicht veradndert, hingegen gewinnen die Flugzeuge
beim Abflug rascher an Hohe, was zu einer Larmreduktion flhrt. Zurzeit wird geprift, ob mit
einem steileren Anflug eine Larmreduktion erzielt werden kann. Im Linien- und Charterverkehr
sollen die heutzutage Ublicherweise eingesetzten Regional-Verkehrsflugzeuge mit bis zu 140
Platzen operieren kénnen.

Zu Frage 6: Durch die Pistenverlangerung ist keine Zunahme der Larmbelastung zu erwarten.
Die Planung sieht weiterhin keine Uberschreitung der Immissionsgrenzwerte der Empfindlich-
keitsstufe Il (IGW ES Il) vor. Nach dem Ausbau werden vom Kanton neue Larmmesspunkte
festgelegt. Der Gemeinderat wird hier seinen Einfluss geltend machen, gerade auch im Hin-
blick auf die Sicherung der ihm sehr wichtigen hohen Lebens- und Wohnqualitat in der Stadt
Bern. Die Larmmessauflagen wie sie von der Rekurs-Kommission (REKO) festgelegt wurden,
mussen von der Flughafenbetreiberin nach Realisierung der Pistenverlangerung erflllt wer-
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den. Der Gemeinderat bzw. dessen Vertretung im Verwaltungsrat der Alpar AG wird dies ent-
sprechend einfordern.

Bern, 16. August 2006

Motionarin Franziska Schnyder (GB): Ich werde den Eindruck nicht ganz los, dass die PR-
Abteilung der Alpar AG die Antworten auf die Motion und Interpellation geschrieben hat. Die
GB/JA!-Fraktion halt an den Punkten 2, 3 und 4 als Richtlinienmotion fest und wandelt Punkt
1 in ein Postulat um. Zu Punkt 1: Wie man der Zeitung entnehmen konnte, hat der Kanton
beschlossen, seine Alpar-Aktien zu verkaufen. Offensichtlich gehort die Beteiligung des Kan-
tons am Flughafenbetreiber nicht mehr zu seinen 6ffentlichen Aufgaben. Warum dies beim
Kanton so ist, die Stadt Bern jedoch einen anderen Weg geht, ist offen. In der Antwort zur
Motion steht, dass gemass glaubwirdigen Darlegungen, die Pistenverlangerung nicht zu mehr
Fluglarm fuhren wird. Es wurde uns nicht erlautert, was fiir Darlegungen gemacht wurden und
weshalb diese glaubwirdig sein sollen. Das beste Geschéaftsjahr der Alpar konnte die Firma
im Jahre 2000 verbuchen. Damals war die Piste nicht verlangert. Es war ohne Sicherheitsrisi-
ko moglich, beinahe 70 000 Flugbewegungen und gegen 12 500 Linien- beziehungsweise
Charterfluge durchzufuhren. Eine Pistenverlangerung ist nicht notwendig, um die im ,Sach-
plan Infrastruktur Luftfahrt* (SIL) des Bundes erlaubten 75 000 Flugbewegungen und inner-
halb dieser die 15 750 Linien- und Charterfliige Gberhaupt durchfiihren zu kénnen. Wir sehen
nicht ein, warum der Kanton fur diese Investition 3 Mio. Franken Steuergelder in die Hande
nehmen soll, um ein Privatunternehmen zu subventionieren, welches die Pistenverlangerung
gar nicht braucht, damit die Grenzwerte beziehungsweise die Beschrankung, welche das
UVEK angeordnet hat, eingehalten werden kénnen. Diese Grenzen werden auch ohne die
Pistenverlangerung und ohne 3 Mio. Franken Steuergelder erreicht. Die Punkte 2 bis 4 wan-
deln wir nicht um, weil diese eigentlich nur das wiederholen, was im UVEK-Rekursentscheid
steht. Es geht uns darum, dass die Stadtregierung darum besorgt ist, dass diese Auflagen
auch wirklich umgesetzt werden. Zu den Larmmessungen: Ob mit oder ohne Pistenverlange-
rung muss sich die Alpar an die Larmschutzverordnung und diejenigen La&rmmessungen hal-
ten, welche im UVEK-Entscheid vom Jahre 2003 und nicht aus dem Jahre 2002, wie es in der
Motion steht, festgehalten werden. Es ist zu beflrchten, dass die heute noch nicht erreichten
beziehungsweise Uberschrittenen Grenzwerte mit einer Verlangerung der Piste lberschritten
sowie die Spitzenwerte regelmassig erreicht werden. Es ist wichtig, dass sich die Stadt Bern
zum Schutze der Bevélkerung bereits vorgangig dafir einsetzt, dass die Messpunkte nicht
irgendwo, sondern dort gesetzt werden, wo die Menschen wohnen. Es ist wichtig, dass der
Verwaltungsrat Alexander Tschappat die Interessen und sein Engagement fur die Wohnstadt
Bern auch im Verwaltungsrat einbringt und dies bei der Alpar ganz klar deklariert. Zu Punkt 3:
Die Betriebszeiten gemass Betriebskonzept fur Linienflige dauern von sechs Uhr morgens bis
elf Uhr abends und diejenigen fir die Gbrigen Flige von sieben bis zehn Uhr. Nach acht Uhr
abends sind nur noch Landungen zulassig. Charterflige und Flugbewegungen von Privatflug-
zeugen beeintrachtigen zunehmend auch die Wochenendruhe. Dies sollte fir die Wohnstadt
Bern ein Alarmzeichen sein. Wir werden noch mehr Steuerzahlende verlieren, denn gerade
diejenigen, welche in den guten Quartieren wie beispielsweise der Elfenau wohnen, werden
es vorziehen, auf dem ruhigen Land zu leben und nicht andauernd mit einem Jet belastigt zu
werden. Einmal mehr bezahlt die Stadt Bern als Uberfluggebiet die Zeche, wahrend das Um-
beziehungsweise Hinterland profitieren kann. Die Wohnstadt Bern muss gegenlber den Inte-
ressen eines privaten Anbieters favorisiert werden. Zu Punkt 4: Die maximal 75 000 Flugbe-
wegungen pro Jahr stehen bereits im UVEK-Entscheid. 21 Prozent davon dirfen Linien- und
Charterflige sein. Wir verlangen, dass der Gemeinderat ein Auge darauf wirft, dass dies auch
so eingehalten wird. Es dirfen nicht mehr als 60 000 Flugbewegungen von kleinen Privatflug-
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zeugen zugelassen sind. Aus diesem Grund verlangen wir, dass man die Punkte 2 und 4 in
der Motionsform beldsst und der Gemeinderat entsprechend einer Richtlinienmotion damit
beauftragt wird.

Zur Interpellation Traktandum 13: Die Fragen wurden am 16. August 2006 beantwortet. Of-
fensichtlich war zu jenem Zeitpunkt noch nicht klar, ob der Stadtprésident als Verwaltungsrat
gewahlt wurde oder nicht. Ich hatte gerne eine Antwort darauf, ob das Mandat im Verwal-
tungsrat der Alpar AG wie Ublich nicht weisungsgebunden oder als Ausnahme weisungsge-
bunden ist. Ebenfalls unbeantwortet ist die Frage geblieben, welche Haltung der Vertreter der
Stadtregierung im Verwaltungsrat hatte, als es um die Pistenverlangerung Sud ging. Mit der
Antwort auf Frage 2 bezlglich Aktienkapital bin ich zufrieden. Zu Frage 3: Hier stellt sich fur
mich die Frage, ob diese Baurechtszinsen nach dem guten Betriebsergebnis vom Jahre 2000
Uberhaupt noch angemessen sind. Was in den 1990er Jahren richtig war, kdnnte namlich heu-
te nicht mehr richtig sein. Wir stehen unter massivem Spardruck und ich denke, dass die
Stadt Bern samtliche ihrer Baurechtsvertrdge dahingehend Uberpriifen misste, ob die Bau-
rechtszinsen wirklich dem Markt angepasst sind oder ob nicht verdeckte Subventionen darin
verborgen sind. Zu Frage 4: Die neuen Richtlinien des BAZL stammen aus dem Jahre 1997.
Wirde die heutige Piste ein Sicherheitsproblem darstellen, hatte der Flugverkehr 1997 einge-
stellt werden missen. Der Linien- und Charterverkehr kann auch auf der heutigen Piste auf-
rechterhalten werden. Im Jahre 2000 war dies sogar mit einem Rekord mdglich. Es stellt sich
einfach die Frage, ob die Piste verlangert und der Flugbetrieb auf Kosten der Bevolkerung
ausgebaut werden soll. Die Kosten belaufen sich auf 3 Mio. Steuerfranken, welche der Kanton
in einen privaten Betrieb investiert, wohl wissend, dass dieser bei den Banken offensichtlich
fur diesen Betrag nicht mehr kreditwirdig ist. Es muss offen bleiben, ob die Alpar eventuell
ein maroder Betrieb ist, der auf Startgelder zurickgreifen muss. Gleichsam ein Swissair-
Debakel im Vornherein. Die Mehrbelastung der Anwohnerinnen und Anwohner durch den
Fluglarm stellt einen weiteren Kostenpunkt dar. Der dritte Kostenpunkt besteht im statisti-
schen Risiko, dass eine grossere Maschine Uber sehr dicht besiedeltem Wohngebiet abstirzt.
Zu Frage 5: Es wird gesagt, dass der steilere Anflugwinkel weniger Larm zur Folge habe. Dies
trifft bei der Piste zu, im Bereich der Elfenau beziehungsweise dem Wohngebiet der Stadt
Bern stimmt dies allerdings nicht. Dies hat man gemerkt, als man letztes Jahr mit dem Jet
Embraer 170 entsprechende Uberflige machte. Das Stadtgebiet ist reines Uberflugsgebiet
und nicht direkt in Landebereich. Aufgrund dieser Tatsache konnte man herausfinden, dass
es fur die Stadt Uberhaupt keinen Unterschied macht, ob der Anflugswinkel steiler oder weni-
ger steil gehalten wird. Die Antwort zu Frage 6 befriedigt mich tberhaupt nicht. Es ware mei-
nes Erachtens das Mindeste, dass bei der Planung keine Uberschreitung der Grenzwerte be-
ziehungsweise der Kontingente vorgesehen wird. Der Gemeinderat hat nicht dargelegt, wie
diese Grenzwerte bei einer grésseren Passagierzahl sowie bei einer héheren Flugfrequenz
eingehalten werden kénnen. Es ist mir nicht klar, ob es neue Anflugrouten, neue Flugzeugty-
pen oder eine andere Flugtechnik gibt, welche die Larmbelastung vermindert. Verglichen mit
dem Betriebsjahr 2005, welches seit Jahren das schlechteste der Alpar war, wirden die Flug-
bewegungen, wie sie im UVEK-Entscheid zugelassen sind, um 380 Prozent steigen. Wenn
dies keine Mehrbelastung an Larm gibt, glaube ich wieder an gerauschlos fliegende Teppiche.
Die Interpellantinnen sind mit der Antwort nur teilweise zufrieden.

Fraktionserklarungen Traktanden 12 und 13
Ueli Stiickelberger (GFL) fiur die Fraktion GFL/EVP: Es ist vielleicht nicht tiberraschend, dass
wir in dieser Frage eine differenzierte Position einnehmen werden. Der Vorstoss hat unseres

Erachtens verschiedene Elemente. Die Punkte 1 bis 4 der Motion sind unseres Erachtens
Vollzugspunkte, die wichtig sind und wir kénnen nicht verstehen, warum der Gemeinderat sie
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nicht als Richtlinienmotion entgegennehmen méchte. Wir sind klar der Meinung, dass verflgte
Auflagen wie Messauflagen in Punkt 2 oder Auflagen bezuglich des Zeitraums eingehalten
werden mussen. Wir sind zudem der Meinung, dass der SIL eingehalten werden muss. Die
Anzahl Flugbewegungen ist ohnehin schon hoch. Der heikle und zugleich spannendste Punkt
ist derjenige der Pistenverlangerung. Es gilt jedoch folgende Unterscheidung vorzunehmen.
Wir sind der Meinung, dass es nicht Aufgabe der 6ffentlichen Hand, konkret des Kantones ist,
Beitrage an die Pistenverlangerung zu zahlen. Im vorliegenden Vorstoss geht es jedoch um
die Verlangerung in der Sache und damit um die Frage, ob es der Alpar als Betreiberin ber-
haupt mdglich sein soll, die Pistenverlangerung vorzunehmen oder nicht. Ich muss voraus-
schicken, dass wir der Meinung sind, dass moglichst wenig geflogen werden sollte, denn das
Fliegen hat mitunter die schadlichsten Auswirkungen auf das Klima, bezogen auf die Perso-
nenbefdérderungskilometer. Es ware jedoch eine zu kurze Betrachtung, der wir uns nicht an-
schliessen kdénnten, wenn man sagen wurde, die Pistenverlangerung fuhre automatisch zu
mehr Flugbewegungen. Ein Grossteil von uns kann mit dem Flugplatz, wie er jetzt ist, leben.
Es ware keine Ldsung, Belp jetzt einfach zu schliessen, wodurch es zu einer Verlagerung der
Flige und des Larms nach Zirich und Genf kame. Wir méchten jedoch auch keinen grésseren
Flugverkehr, als dies heute der Fall ist. Es ware uns im Gegenteil lieber, wenn der Flugver-
kehr zuriickgehen wirde. Nun stellt sich die Frage, welche Folgen diese Pistenverlangerung
hat. Fuhrt sie, wie behauptet zu Mehrverkehr oder nicht? Fraktionsintern haben wir diesbe-
zlglich nicht dieselben Auffassungen. Es ist klar, dass die Pistenverlangerung primar sicher-
heitsbedingt ist. Die Alpar muss die Pistenverlangerung vornehmen, um mit den heutigen
Fliegern weiterhin landen und die scharferen Sicherheitsvorkehrungen einhalten zu kénnen.
Fiur dasselbe Flugzeug wie heute brauchte es in Zukunft eine langere Piste. Alpar verlangert
die Piste nicht einfach, um dann mit grésseren Flugzeugen landen zu kénnen. Wir sind froh,
dass der Vorstoss teilweise umgewandelt wurde. Bei einem Postulat werden wir geteilt ab-
stimmen. Diejenigen, welche prinzipiell gegen einen Flughafenausbau sind, werden die Postu-
latsform unterstitzen, wahrend diejenigen, welche der Meinung sind, dass die Pistenverlan-
gerung nicht zu mehr Flugbewegungen fuhren wird, keine Mihe mit einer Pistenverlangerung
haben, vorausgesetzt, dass es dazu keine Mittel der 6ffentlichen Hand braucht.

Christian Wasserfallen (JF) fur die Fraktion FDP: Im vorliegenden Fall handelt es sich nicht
um eine Pistenverlangerung, sondern um eine Pistenanpassung. Die europaischen Luftver-
kehrsbestimmungen haben ergeben, dass man den Hartbelag, wie er jetzt besteht, rechne-
risch verkirzen muss. Damit hat man zwar physisch noch dieselbe Pistenlange, darf jedoch
weniger davon gebrauchen. Entsprechend hat man weniger Reserve, wenn es um Sicherheit
geht. 1997 wurden diese Bestimmungen umgesetzt. Der Flughafen Bern-Belp kann nur dank
einer Ausnahme betrieben werden. Aus diesem Grunde hat sich die Alpar entschieden, die
Piste von 1310 Metern auf 1730 Meter zu verlangern. Aus Kostengrinden hat man die Ver-
langerung in zwei Phasen vorgenommen. Die erste Phase bestand in einer Verldngerung auf
1510 Meter. Die Kosten flr diese Verlangerung hat die Alpar getragen. Diese Anpassung ist
bereits abgeschlossen. Die zweite Phase ist der Ausbau auf 1730 Meter. Darum geht ist in
den vorliegenden Geschaften. Diese Phase kostet 5,2 Mio. Franken, wobei die Alpar 2,2 Mio.
Franken Ubernehmen mdchte. Ich mdchte an dieser Stelle etwas Positives zum Flugplatz
Bern-Belp sagen. Als Anwohner in der Anflugschneise gegen Muri bin ich sehr legitimiert,
Uber dieses Thema zu reden. Zum Regionalverkehr gehdren beispielsweise die Charterfliige
aus England, welche ein voller Erfolg sind. Im Oberland hatte man dadurch viele Logiernachte
und in der Stadt Bern konnte dank dieser Charterflige Tourismus generiert werden. Man soll-
te froh darlber sein, dass es Leute gibt, welche in der Stadt Bern Geld ausgeben. Die Flug-
zeuge, welche daflr eingesetzt werden, sind solche mit 50 bis 120 Platzen, also Saabs oder
Propellerflugzeuge, wobei das grosste Flugzeug der vierstrahlige Disenjet Jumbolino mit et-
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wa 140 Platzen ist. Es handelt sich also um kleine Flugzeuge. Die Anpassung, welche man im
Bereich der Piste macht, ist ganz klar eine sicherheitstechnische Angelegenheit. Der Auslauf
sowie die Marchen bei Start und Landung sind sehr entscheidende Grdssen, die auf den ge-
nannten Luftverkehrsbestimmungen basieren. Ich méchte nun erklaren, warum der Flugbe-
trieb leiser wird. Wenn man friher starten kann, also bevor es uUber die Stadt geht, kann man
steiler steigen. Damit befindet man sich in grésserer Héhe und dies bedeutet folgendes:
Wenn man ein Flugzeug betrachtet, wird klar, dass der Hauptlarm durch die Aerodynamik und
nicht durch die Triebwerke verursacht wird. Wenn man die Fahrwerke friiher einfahren und die
Landeklappen anders stellen kann, fallen diese Larmquellen weg und entsprechend wird es
leiser. Beim neuen A 380 hat man den Schub erhdht, damit verkirzt sich der Startweg gegen-
Uber einem Jumbojet und er ist schneller in grésserer Hohe und es gibt weniger La&rm. Zudem
kann man Anpassungen beim Triebwerk vornehmen, indem man den Rauchgasauslauf ver-
bessert. Die neuen Flugzeuge sind immer leiser geworden im Vergleich zu den alten vor
zehn, zwanzig Jahren, welche abartig laut waren. Ich mdchte zudem darauf hinweisen, dass
der ehemalige Stadtprasident Dr. Klaus Baumgartner ein vehementer Beflurworter der Pisten-
verlangerung war. Die Gegner sind sehr uneins, wenn es darum geht, den Abstimmungskampf
zu fihren. Im Vordergrund stehen die staatlichen Subventionen, gegen die man sich wehrt. In
Tat und Wahrheit geht es jedoch darum, den bestehenden Flughafen auszuldéschen. In der
Argumentation kann man sich nicht einmal darauf einigen, ob es nun mehr oder weniger
Flugbewegungen gibt. Zu den einzelnen Punkten der Motion: Die La&rmmessungen werden
schon lange vorgenommen. Die Alpar wurde vom UVEK beauftragt, die L&rmmessungen ge-
mass Standards durchzufuhren. Es ist sinnlos, La&rmmessungen zu fordern, welche ohnehin
bereits lange und erfolgreich durchgefiihrt werden. Sie liefern vielleicht nicht diejenigen Re-
sultate, die Motionarinnen gerne hatten. Die Messungen zeigen namlich, dass die Larmbelas-
tung abnimmt. Wenn ich als Anwohner der Anflugschneise immer mehr positiv Uberrascht bin
von der Larmentwicklung und der Fluglarm mit dem zuséatzlichen Schub noch mehr reduziert
werden kann, gibt es meines Erachtens keine Grinde mehr, die Pistenverldangerung abzuleh-
nen. Ich bitte den Rat, endlich ein Bekenntnis zu diesem Flughafen abzulegen, denn er ist
nicht nur eine Larmquelle, sondern nitzt uns auch.

Thomas Géttin (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Wir sind froh, dass das GB den Punkt 1 in ein
Postulat umgewandelt hat. Wir kdnnten dies so annehmen. Ein Motionspunkt hatte uns etwas
ratlos gelassen, denn die Plangenehmigung fur die Pistenverlangerung ist erteilt und rechts-
kraftig. Auf der anderen Seite haben wir die 3 Mio., welche der Kanton zahlen soll und die
dank einem Referendum, welches die SP unterstitzt, in eine kantonale Abstimmung kommen,
jetzt aber noch nicht das Thema sind. Die Punkte 2 bis 4 werden von der Alpar eingehalten.
Sei dies gestltzt auf gesetzliche Vorgaben oder aufgrund von Auflagen in der Plangenehmi-
gung, wenn die Piste dann tatsachlich verlangert wird. Die Fraktion SP/JUSO lehnt diese
Punkte als Motion ab, weil sie Dinge fordern, welche ohnehin eingehalten werden missen. Es
wird mit Sicherheit viele Enthaltungen geben. Die SP erwartet vom Gemeinderat eine umfas-
sende Flughafenpolitik, welche er im Sinne des umgewandelten Punktes 1 der Motion gegen-
Uber der Alpar vertreten soll. Dazu gehoéren unbestritten die wirtschaftspolitische Bedeutung
sowie die umweltpolitischen Auswirkungen. Ich erinnere hier an die 30 Prozent Luftbelastung,
welche vor allem im Bereich der Stickoxide auf das Konto der Fliegerei gehen. Zudem sind
die Fragen des Larms zu bedenken, die uns als Stadt direkt betreffen. Ich wohne in derselben
Anflugschneise wie Christian Wasserfallen und schatze die Larmsituation anders ein. Wir ver-
stehen den Gemeinderat nicht, wenn er schreibt, dass die Larmbelastung bei einer Pistenver-
langerung nicht zunimmt und mit der Alpar zusammen gar behauptet, es handle sich bei der
Pistenverlangerung um eine der wirkungsvollsten Massnahmen gegen eine Zunahme des
Larms. Dies widerspricht der Erfahrung und es wird laut Umweltvertraglichkeitsbericht und
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Stellungnahme des zustandigen Bundesamtes mit der Pistenverlangerung eine Larmzunahme
bis ins Jahr 2010 von rund 2 Dezibel geben. Dies hat die Rekurskommission so festgehalten.
Diese Zunahme ist wahrnehmbar, auch wenn die Immissionsgrenzwerte eingehalten werden.
Es gibt grossere Flugzeuge und mehr Disenjets, die wir héren, wenn sie Uber Bern fliegen
oder in Belp mit Schubumkehr bremsen, was am Abend zwar verboten ware, aber dennoch
praktiziert wird. Wir vermuten zudem eine Zunahme, wenn die steilere Anflugroute mit grésse-
ren Flugzeugentypen getestet wird. Heute werden zwar nicht die Immissionsgrenzwerte, aber
die Planungsgrenzwerte in den einzelnen Quartieren langsam tangiert. Die Stadt muss aus
Grinden des Larmschutzes und der Stadtplanung genau darauf achten, wie sich die Larmbe-
lastung entwickelt. Es braucht mehr Messungen und wir unterstiitzen die Stadt sehr, wenn sie
sich bei der Alpar dafir einsetzt, dass Uber die besonderen Larmminderungsmassnahmen
wirklich transparent informiert wird, wie Punkt 3 der Motion es fordert.

Stefan Bértschi (SVP) fur die Fraktion SVP/JSVP: Wirtschaftspolitisch und verkehrstechnisch
ist dem Flughafen Belp sowie der Betreiberin Alpar AG ein sehr hoher Stellenwert beizumes-
sen. Die Alpar AG hat in den letzten Jahren trotz schwierigster Bedingungen mit einem enor-
men Einsatz ein attraktives Linien- und Charterflugangebot sichergestellt. Die vorgesehene
Pistenanpassung um 220 auf total 1730 Meter ist eine Anpassung an die europaischen Vor-
schriften sowie an die eingesetzten 50- bis 100-platzigen Maschinen des Regionalverkehrs.
Zusatzlich wird eine hdhere Sicherheitsmarche fir Start und Landung erreicht. Zudem erlaubt
die Pistenverlangerung hdhere Uberfliige der Agglomerationen, was eine deutliche Larmmin-
derung zur Folge hat. Gleichzeitig wird geprift, ob man mit einem steileren Landeanflug eine
weitere Larmreduktion erzielen kann. Die Frequenzen von 75 000 Flughafenbewegungen mit
einem Anteil von 21 Prozent Linien- und Charterfligen werden auch weiterhin eingehalten.
Volkswirtschaftlich sind folgende Punkte hervorzuheben: Die Pistenanpassung sichert lang-
fristig 450 Arbeitsplatze auf dem Flughafen sowie 1000 externe Arbeitsplatze. Die Fluggesell-
schaften brauchen die verlangerten Pisten, um ihre Maschinen besser auszulasten und damit
rentabler betreiben zu kénnen. Dadurch wird der Flughafen wettbewerbsfahiger. Im vergan-
genen Jahr wurden im Winter Charterflige mit englischen Touristinnen und Touristen durch-
gefuhrt. Dies hatte fur den Tourismus des Kantons Bern zur Folge, dass uber 80 000 zusatzli-
che Hotellibernachtungen registriert werden konnten. Der Linien- und Charterverkehr darf
durchaus als Teil des 6ffentlichen Verkehrs betrachtet werden. Zudem haben die Flughafen-
betreiber in den letzten zehn Jahren 5 Mio. Franken Mineralsteuern entrichtet. Eine allfallige
Ablehnung dieses Vorhabens wird schwer wiegende wirtschaftliche Konsequenzen haben,
denn es gingen einige hundert Arbeitsplatze verloren. Ich brauche nicht weiter zu kommentie-
ren, was dies fur die Region bedeutet. Der Linien- und Charterverkehr wirde wegfallen. Das
Belpmoos musste als Privatflughafen mit kleineren Flugzeugen weiterbetrieben werden. Dies
hatte eine Anzahl von rund 90 000 Flugbewegungen pro Jahr zur Folge. Der wirtschaftliche
Vorteil des Flughafens ist gleichzeitig auch eine einzigartige Chance fiir den Kanton Bern.
Deshalb darf es nicht geschehen, dass diesem Wirtschaftsmotor der Stecker ausgezogen
wird. Die Fraktion SVP/JSVP stand immer hinter der Flughafenbetreiberin und wird dies auch
in Zukunft tun. Aus diesem Grund lehnen wir die Motion ab.

Einzelvoten

Ernst Stauffer (ARP): Ich mdchte etwas zur Antwort auf die Frage 6 der Interpellation sagen.
Ich moéchte raten, die Aussage, dass keine Zunahme der Larmbelastung zu erwarten sei, mit
grossem Vorbehalt zu geniessen. Ich personlich zweifle diese Aussage an. Eine langere Piste
heisst grossere Flugzeuge, mehr Passagiere, mehr Ladung und vor allem viel mehr Treibstoff.
Ich méchte anhand dreier Beispiele darlegen, was man von solchen Versprechen halten kann.
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Beispiel 1: Der ehemalige Gemeinderat Hubacher hat, als es um die BEA-Bauten ging, ge-
sagt, man wolle nicht mehr Ausstellungen, sondern lediglich die Qualitdt verbessern, um nicht
standig Zelte aufbauen und wieder abbrechen zu missen. Er hat betont, dass das Ganze die
Stadt gar nichts kosten wird, sondern sie werde davon nur profitieren. In Tat und Wahrheit
sieht die Situation heute ganz anders aus. Beispiel 2: An einer Hauptversammlung im Hotel
Jardin hat der damalige Gemeinderat Adrian Guggisberg den Familiengartlern vom Schermen
gesagt, sie sollen den Widerstand gegen die Bauzone aufgeben. Sie wirden einen Platz auf
dem Waldauareal bekommen und die Stadt werde den Umzug zahlen. Die Stadtgartnerei hat
letzten Frihling auf ein entsprechendes Schreiben hin geantwortet, diese Zusage habe zum
Zeitpunkt der Aussage zwar gestimmt, gelte heute aber aufgrund der schlechten Finanzlage
der Stadt nicht mehr. Beispiel 3: Ein ehemaliger Finanzdirektor hat gesagt, wenn er ein abge-
legtes Versprechen nicht einhalten konnte, es sei mdglich, dass er so etwas gesagt und ver-
sprochen habe, aber nun sei eine vdéllig neue Situation. Ich habe es eingangs erwahnt, dass
in der Interpellation Uber den Treibstoffverbrauch nichts geschrieben wird. Es gabe allerdings
einiges dazu zu sagen. Kirzlich hat ein Flugzeug zehntausende Liter Treibstoff Uber dem
stiddeutschen Raum abgelassen, weil es umkehren musste. Die Treibstoffe in Form von Gas
und Dampfen sind 2,5- bis 3-mal schwerer als Luft und kommen alle wieder hinunter. Zum
Pachtzins: Wenn sich der Flughafendirektor damit bristet, die Alpar zahle der Stadt Bern den
Pachtzins, muss ich sagen, dass ich 82-jahrig bin und den Pachtzins auch immer bezahlt ha-
be. Dies ist auch nie in der Zeitung gekommen. Abschliessend mdchte ich sagen, dass dieje-
nigen, welche vom Belpmoos aus fliegen mdchten, auch die indirekten Kosten tragen sollten.

Stadtprasident Alexander Tschéppét fur den Gemeinderat: Die Pistenverlangerung ist be-
schlossen und die Bewilligungen des Bundes liegen vor. Das Volk soll nun dber den Kredit
abstimmen. Es ist nicht der Normalfall, dass das Verwaltungsratsmandat, welches der Ge-
meinderat ausibt, gebunden ist. In Ausnahmefadllen kann man es jedoch binden. Es ist
selbstverstandlich, dass man, wenn man von einer politischen Behdrde in einen Verwaltungs-
rat delegiert wird, die Aufgabe hat, die Interessen der Stadt zu wahren. Es stellt sich einzig
die Frage, wer die Interessen der Stadt definiert. Dies ist die schwierige Diskussion, die zu
fuhren ist. Es geht um die Frage, welche Konsequenzen eine Pistenverldngerung hat. Zudem
mussen wirtschaftliche Aspekte bedacht werden. Ein Flugplatz ist auch ein Standortvorteil
und kann einen wirtschaftlichen Faktor darstellen. Vielleicht weniger fir die Stadt direkt, aber
zumindest aus der Optik des Kantons sind diese Charterflige nicht ganz unbedeutend. Wir
werden uns als Gemeinderat und ich werde mich als Verwaltungsrat dafiir einsetzen, dass die
gesetzlichen Pflichten eingehalten werden. Dies ist so selbstverstandlich, dass wir eigentlich
nicht einmal einen Auftrag seitens des Stadtrats brauchen. Es ist eine Selbstverstandlichkeit,
dass man sich in einem Rechtsstaat an die gesetzlichen Auflagen halt. Daher braucht es auch
keine Richtlinienmotion. Wenn man sich nicht an die Auflagen halten wirde, verhielte man
sich rechtswidrig und dies kénnte aus meiner Sicht fir mich als Verwaltungsrat einer Instituti-
on, welche so im Rampenlicht steht, iberhaupt nicht angehen. Deshalb haben wir die Motion
abgelehnt, weil das Ganze so selbstverstandlich ist, dass uns eine Richtlinienmotion nicht
weiterbringt. Es gibt genligend wachsame Augen, die dafiir sorgen, dass die gesetzlichen
Auflagen eingehalten werden.

Die Interpellantinnen sind mit der Antwort des Gemeinderats teilweise zufrieden.
Beschliisse

1. Der Rat Uberweist den in ein Postulat umgewandelten Punkt 1 der Motion Fraktion GB/JA!
(Arnold/Schnyder) mit 31 : 29 Stimmen bei 9 Enthaltungen.
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2. Der Rat lehnt Punkt 2 der Motion mit 41 : 21 Stimmen bei 8 Enthaltungen ab.
3. Der Rat lehnt Punkt 3 der Motion mit 39 : 21 Stimmen bei 9 Enthaltungen ab.
4. Der Rat lehnt Punkt 4 der Motion mit 40 : 21 Stimmen bei 9 Enthaltungen ab.

- Das Postulat von Traktandum 14 ist bestritten und wird in einer spateren Sitzung behandelt.
Die Traktanden 6 und 7 werden in der Sitzung vom 9. November 2006 behandelt. -
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Eingange

Es wurden eine Motion, drei Postulate, zwei Interpellationen und zwei Kleine Anfragen einge-
reicht und an den Gemeinderat weitergeleitet, namlich:

Motion Fraktion SVP/JSVP (Peter Biihler, SVP): Schluss mit der gewerbsmassigen Bet-
telei — Der Gemeinderat muss endlich handeln!

Seit Jahren ist die Bettelei, besonders die durch Banden organisierte Bettelei in der Stadt
Bern, ein Argernis! Diverse Versuche der Anwohner, betroffenen Geschafte und Passanten
mit Bittschreiben, Petitionen, Initiativen und mit parlamentarischen Vorstdssen den Gemein-
derat auf dieses Problem aufmerksam zu machen und ihn zu sensibilisieren scheiterten be-
dauerlicherweise. Einzig vor Wahlen wurde halbherzig gegen die Unsitte durchgegriffen.
Durch die jahrelange Untatigkeit des Gemeinderates hat sich das Problem nun auch auf die
Aussenquartiere ausgedehnt. Fast vor jedem grésserem Einkaufscenter sind bandenmassig
organisierte Bettelnde anzutreffen.

Wie in den Lauben im Zentrum, fallen zahlreiche Bettelnde, auch in den Quartieren vermehrt
durch ihre nicht beherrschten Musikinstrumente oder ihr aufdringliches Verhalten auf. Auch
wird nicht davor zurickgeschreckt Kleinkinder oder behinderte Menschen einzusetzen um
Mitleid zu erwecken. Es ist auch zu beobachten, dass die Bettelnden zunehmend ein aggres-
sives Verhalten an den Tag legen, um ans Geld der Passanten zu kommen. In der Innenstadt
fallt auch auf, dass die organisierten Bettelnden mehr Platz fur sich beanspruchen, indem sie
Decken oder Tucher etc. auslegen.

Nach wie vor sind die meisten bettelnden Personen auf dem Boden der Stadt Bern Auslander,
welche durch ihre Banden organisiert sind.

Nach wie vor ist es Fakt, dass es keine Begriindung gibt, welche in unserem Sozialstaat die
Bettelei rechtfertigt. Die Stadt Bern hat durch die unnétige Bettelei nicht nur als UNESCO
Welterbe viel von ihrem Charme, ihrer Schénheit und ihrem Ansehen verloren, sondern durch
all die negativen Randerscheinungen, die eine Duldung dieser grdsstenteils bandenmassig
organisierten Bettelei mit sich bringt auch im Hinblick auf den Tourismus an Attraktivitat ein-
gebusst. Auch mit Blick auf die Euro 08.

Um die unndtige gewerbsmassige und menschenverachtende bandenorganisierte Bettelei in
der Stadt Bern endlich zu unterbinden, wird aufgefordert, ein Verbot fir diese Art der Bettelei
im dem entsprechenden Reglement auszuarbeiten und dem Stadtrat vorzulegen.

Ab sofort sind strengere Kontrollen durchzufiihren und die bandenmassig organisiert Betteln-
den missen weg gewiesen werden.

Bei den Kontrollen sollen die Personalien der Bettelnden registriert werden, damit diese im
Wiederholungsfall ausgewiesen werden kdnnen.

Anmerkung: In verschiedenen Deutschen Stadten wird dies, schon auf diese Art umgesetzt
und zeigt grossen Erfolg. In diversen Stadten wurde mit einer Polizeipatroullie festgestellt,
wann, wo und wie die ,Bettelnden® in Position gebracht wurden. Dabei konnte ohne grossen
Aufwand festgestellt werden, ob eine Bande dahinter war oder nicht!

Bern, 19. Oktober 2006

Motion Fraktion SVP/JSVP (Peter Blihler, SVP), Stefan Bartschi, Dieter Beyeler, Simon Glau-
ser, Ueli Jaisli, Lydia Riesen-Welz, Rudolf Friedli, Peter Bernasconi
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Postulat Fraktion GB/JA! (Natalie Imboden/Urs Frieden, GB): Energieeffizientere Stras-
senbeleuchtung in Bern!

In der Stadt Bern ist der Stromverbrauch fir die Beleuchtung von 6ffentlichen Strassen und
Platzen in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen, sowohl fiir das Stadtgebiet, aber auch
pro Meter:

Energieverbrauch pro Meter beleuchtete Strasse und Jahr. Total Stadt Bern

2003: 25.8 kWh 8950456 kWh
2004: 26.2 kWh 9151745 kWh
2005: 28.15 kWh 9183'031 kWh

(Quelle: Jahresbericht 2005, S. 445; Produkt Stadtbeleuchtung, P 510510)

Die Stadt Bern schneidet in einer neuen Studie des WWF' schlecht ab und gehért zu den

Stromverschwendern. Bern ist von 22 erfassten Kantonshauptstddten auf dem 17. Rang und

damit auch schlechter als andere vergleichbar grosse Stadte (wie z.B. Basel). Am effizientes-

ten funktioniert die Beleuchtung in St. Gallen. Dort genigen 8 Megawattstunden (MWh), um
einen Kilometer Strasse ein Jahr lang zu beleuchten. Das Schlusslicht bildet Freiburg, das pro

Strassenkilometer und Jahr 45 MWh Strom verbraucht. Zum Vergleich: die Schweizerische

Agentur far Energieeffizient SAFE gibt als akzeptablen Hochstwert 12 MWh pro Kilometer und

Jahr an. Der Zielwert auf europaischer Ebene des Labels ,European Energy Award“ EEA be-

tragt gar nur 5 MWh.

Mit einer effizienten Strassenbeleuchtung liesse sich der Stromverbrauch laut Studie um

durchschnittlich 50 Prozent senken — ohne Komfort- oder Sicherheitseinbusse. Gemass einer

Hochrechnung des WWF kdnnten die Steuerzahlerinnen so jahrlich rund 80 Millionen Franken

sparen. Und das Klima wirde um 60'000 Tonnen C02 entlastet. Gemass der WWF-Studie

betragt das Sparpotential der Stadt Bern 781'215 Fr. pro Jahr.?

Eine effizientere Strassenbeleuchtung kénnte Bern erreichen, indem die heute — gemass Stu-

die — verbreiteten Quecksilber- durch effiziente Natriumdampflampen ersetzt werden; eine

Investition, die sich laut Expertinnen schon nach drei bis funf Jahren auszahlt. Zudem kann

auch der Einsatz elektronischer Vorschaltgerate, die den Stromverbrauch reduzieren, die

Lichtausbeute erhéhen und die Lebensdauer der Lampen verldngern. Sie sind bisher nur an

wenigen Orten im Einsatz.

Der Gemeinderat wird aufgefordert zu prifen, inwiefern die Strassenbeleuchtung — die im

Auftrag der Stadt von Energie Wasser Bern erbracht wird — energietechnisch verbessert wer-

den kann, ohne die Sicherheit im 6ffentlichen Raum zu gefédhrden:

1. Zu prifen, wie Bern sich im Schweizerischen Vergleich energieeffizienter verhalten und
den empfohlenen Richtwert von 12 MWh/km der SAFE erreichen kann.

2. Zu prufen, wie der Ersatz der heutigen dominanten Quecksilberdampflampen durch effi-
zientere Natriumdampflampen erfolgen kann und welche Investitionen dafiir notwendig
sind?

3. Zu prufen, welche weiteren Massnahmen zur Strom-Reduktion ergriffen werden (u.a. Ein-
satz elektronischer Vorschaltgerate EVG)?

4. Zu prifen, inwiefern fir den Ersatz der Lampen Beitrédge aus dem Okofonds mdglich sind?

Zu prufen, welchen langfristigen Spareffekt eine effizientere Beleuchtung hat?

6. Zu prifen, mit welchen Steuerungsvorgaben zur Steigerung der Energieeffizienz im Pro-
duktegruppenbudget 2007 beigetragen wird.

o

' Das zeigt eine Umfrage unter den Kantonshauptstadten, die der WWF zusammen mit der Schweizeri-
schen Agentur fur Energieeffizienz (SAFE) durchgefiihrt hat. Energieeffiziente Beleuchtung. Eine Analyse
der Strassenbeleuchtung der Kantonshauptstadte. September 2006, www.wwf.ch/medien

2 Berechnungsgrundlage: Bei einem Verbrauch von 9384 MWh (2005) 55.5 % = 5208.1 MWh/a = 781'215
Fr. pro Jahr (bei 15 Rp/kWh).
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Bern, 19. Oktober 2006

Postulat Fraktion GB/JA! (Natalie Imboden/Urs Frieden, GB), Karin Gasser, Myriam Duc, An-
ne Wegmiiller, Franziska Schnyder, Hasim Sancar, Catherine Weber, Daniele Jenni

Postulat Dieter Beyeler/Lydia Riesen (SD): Rostfrei ist nicht gleich Rostfrei

Schon im Vorfeld der geplanten versenkbaren Pollerbauten haben sich die Schweizer Demo-

kraten (SD) vehement gegen derer Errichtung gewehrt. Insbesondere wurden die hohen Ge-

stehungskosten sowie die Folgekosten der notwendigen regelméassigen Wartungen kritisiert.

Im Stadtrat fanden diese Argumente jedoch leider keine grosse Beachtung.

Mit voreilig versenkten Steuergeldern kaum gebaut und zeitweise funktionsfahig im Einsatz,

treten nun schon die ersten grossen Probleme zutage. Die aus eigentlich rostfreiem Stahl

hergestellten Poller sind der Korrosion ausgeliefert und boten bereits vor der Inbetriebnahme
technische Probleme und Pannen, die zu grossen Verzdgerungen fihrten.

Es kann nicht akzeptiert werden, dass bei leerer Stadtkasse weiterhin Gelder in Projekte in-

vestiert werden, die sich durch technische Unausgereiftheit als Fehlinvestitionen erweisen.

Der Gemeinderat wird daher beauftragt, vorlaufig fir drei Jahre jeglichen Pollerbau und deren

Planung zu stoppen (Moratorium).

- In dieser Phase ist zu kontrollieren und sind Erfahrungen zu sammeln, sowohl in techni-
scher als auch in zukiinftigen finanziellen Belangen (Unterhalt, Reparaturen).

- Der Gemeinderat wird zudem aufgefordert, Auskunft zu erteilen, ob gegenliber der Her-
stellerfirma ein Garantieanspruch besteht und dieser geltend gemacht werden kann/wurde
und wie lange dieser eventuelle Anspruch besteht.

- Notwendigste, zuklnftige Absperrungen sind bis zum Abschluss der geforderten Abkl&-
rungen mit den einfachsten und kostenglinstigsten Mitteln zu erstellen.

Bern, 19. Oktober 2006

Postulat Dieter Beyeler/Lydia Riesen (SD), Erich J. Hess, Ueli Jaisli, Stefan Bartschi, Rudolf
Friedli, Peter Buhler, Beat Gubser

Postulat Fraktion SP/JUSO (Beat Zobrist, SP): Stadtische Pilzkontrolle bleibt!

Auf den 1.1.2008 wird die Lebensmittelkontrolle kantonalisiert. Das Stadtische Lebensmittel-
inspektorat wird auf diesen Zeitpunkt hin aufgeldst. Diese Amtsstelle ist auch fir die Durch-
fuhrung der Pilzkontrolle zustéandig. Die Kantonalisierung darf aber nicht zur Folge haben,
dass es in Bern kinftig keine Pilzkontrolle mehr gibt, werden doch regelmassig sehr giftige
Pilze von den Sammlerinnen und Sammlern verwechselt und vermischt mit anderen Pilzen zur
Kontrolle gebracht. So wurden in diesem Jahr allein bis 13. Oktober bei 462 Kontrollen 151
mal nicht essbare Pilze aussortiert: 137 mal waren Pilze verdorben, 45 mal giftig, davon 14
mal (!) tédlich giftig. Die Pilzkontrolle nimmt daher eine wichtige Aufgabe im Interesse der
Gesundheitspravention wahr. Die Behandlung einer einzigen schwerwiegenden Pilzvergiftung
erfordert zum Beispiel einen viel grosseren finanziellen Aufwand als die jahrlichen Betriebs-
kosten von Fr. 15'000.00 pro Jahr, die fur die Pilzkontrollstellen heute eingesetzt werden.

Die SP/JUSO-Fraktion bittet darum den Gemeinderat, die Stadtische Pilzkontrolle auch nach
der Verwaltungsreform im bisherigen Rahmen anzubieten.

Sie bittet den Gemeinderat weiter rechtzeitig zu prifen, wo und von wem (andere Verwal-
tungsabteilung, Pilzvereine) die Pilzkontrolle nach der Verwaltungsreform angeboten werden
kann.

Bern, 19. Oktober 2006
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Postulat Fraktion SP/JUSO (Beat Zobrist, SP), Andreas Zysset, Claudia Kuster, Annette Leh-
mann, Hasim Sénmez, Thomas Goéttin, Christof Berger, Ruedi Keller, Andreas Fliickiger, Mar-
grith Beyeler-Graf, Giovanna Battagliero, Andreas Krummen, Corinne Mathieu, Miriam
Schwarz, Raymond Anliker, Patrizia Mordini, Beni Hirt, Ursula Marti, Michael Aebersold

Interpellation Daniele Jenni (GPB): Presseinformationsdienst der Stadtpolizei und SUE-

Direktorin: Fragwiirdige Praktiken und Behauptungen

Im Zusammenhang mit der Kundgebung ,Nach dem 24. September 2006 wird Widerstand zur

Pflicht: Kein Mensch ist illegal — Freiheit fir Erdogan E.“ vom 14. Oktober 2006 machte der

Presseinformationsdienst der Stadtpolizei in seinen Medienmitteilungen Nrn. 413 und 419

vom 14. und 18. Oktober 2006 folgende Angaben:

1. ,Die rechtlichen Abklarungen werden zeigen, ob der Veranstalter, welcher sich am nach-
traglichen Umzug ebenfalls beteiligte, zur Anzeige gebracht wird oder nicht.”

2. ,Der Veranstalter, welcher am unbewilligten Umzug ebenfalls teilgenommen hatte, wird
nicht angezeigt. Gestltzt auf das stadtbernische Kundgebungsreglement ist es nicht még-
lich, ihn zur Rechenschaft zu ziehen.”

Eine Agenturmeldung der sda-ats vom 18. Oktober 2006, 18.57 Uhr, gibt Aussagen der SUE-

Direktorin wie folgt wieder:

3. ,Die Vermutung der Absprache der Nachdemo sei ,nahe liegend’, sagte Hayoz. ,Wir kdn-
nen aber nichts beweisen.' Hayoz rdumte ein, dass das Kundgebungsreglement mit sol-
chen Absprachen unterlaufen werden kénnte.“

Ganz jenseits des Umstandes, dass es sich beim ,Veranstalter, den diese Ausserungen

betreffen, um den Interpellanten handelt, geben diese gegenuber der Mediendffentlichkeit

gemachten Aussagen des Presseinformationsdienstes und der SUE-Direktorin zu einigen
grundséatzlichen Fragen Anlass.

Der Gemeinderat wird deshalb ersucht, zu beantworten, ob und gegebenenfalls warum

1. er es angangig findet, dass Polizeikommando und Presseinformationsdienst gegentber
der Offentlichkeit und in einem leicht identifizierbaren Einzelfall Gber ihre Absicht, ein
Strafverfahren zu prifen, Verlautbarungen machen,

2.a) er es angebracht findet, dass Polizeikommando und Presseinformationsdienst in der
Offentlichkeit verbliimt, aber deutlich erkennbar Kritik an einen Erlass anbringen, den
sie in der vom Gesetzgeber verabschiedeten Fassung anzuwenden haben,

2.b) er nichts dabei findet, dass Polizeikommando und Pressedienst vor der Offentlichkeit
angeben, jemand fiir ein Verhalten zur Rechenschaft ziehen zu wollen, das sie selbst
als legal betrachten (missen), und sich dariiber zu dussern,

3. was er gegen solche Praktiken in Zukunft zu unternehmen gedenkt.

Bern, 19. Oktober 2006

Interpellation Daniele Jenni (GPB), Anne Wegmiller, Catherine Weber, Hasim Sancar, Fran-
ziska Schnyder, Urs Frieden, Ruedi Keller, Miriam Schwarz, Christof Berger, Hasim S6nmez

Interpellation Ernst Stauffer (ARP): Verkauf von ewb

Verkauf von ewb ist Option, lese ich erstaunt in der Presse. Ich denke Nein, ewb darf nicht
verkauft werden. Die Gewinnablieferung von ewb an die Stadtkasse von rund 20 Millionen
Franken darf nicht vertan werden, auch dann nicht, wenn die Rendite allenfalls einmal kleiner
werden sollte.
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Ein Verkauf von ewb zur Schuldenzahlung ist absolut keine Lésung. In ein paar Jahren sind
(wie die Erfahrung zeigt) wieder neue Schulden angehdauft, aber ewb ist nicht mehr im Besitz
der Stadt Bern.

rein allfalliger Kaufer will so oder so Gewinne erzielen und Geld verdienen, das kann die
Stadt auch. Es darf nicht sein, dass die Stadt die dauernde Einnahmequelle wegen einem
einmaligen Verkaufspreis verlustig geht.

Ich stelle deshalb dem Gemeinderat folgende Fragen:

1.

Glaubt der Gemeinderat wirklich, eine Stadtratsmehrheit werde einem ewb-Verkauf zu-
stimmen?

Wenn Ja, wie will der Gemeinderat die alsdann fehlenden Millionenbetrage an ewb-
Gewinnablieferungen kompensieren?

Wenn Nein, warum gibt der Gemeinderat ein offensichtlich teures Gutachten in Auftrag?
Warum hat der Gemeinderat nicht zuerst abgeklart, ob im Stadtrat eine Mehrheit einem
ewb-Verkauf unter welchen Bedingungen auch immer zustimmen wirde?

Was kostet das Gutachten?

Bern, 19. Oktober 2006

Interpellation Ernst Stauffer (ARP)

Kleine Anfrage Ernst Stauffer (ARP): Posse um Poller geht weiter

Rost und fehlerhafte Steuerung haben die Poller an der Aarbergergasse lahm gelegt. Das
Stopseldrama will nicht enden und vieles mehr bekommen wir in den Zeitungen

zu lesen.

Ich stelle deshalb dem Gemeinderat folgende Fragen:

1.
2.
3.

Wann nimmt die Ouverture endlich ein Ende?

Wer ist verantwortlich fur diese so genannte Verkehrsberuhigungsmassnahme?

Wer bezahlt schlussendlich den offensichtlichen Leerlauf? Die Stadt? Die Ersteller? Oder
beide?

Bern, 19. Oktober 2006

Kleine Anfrage Ernst Stauffer (ARP)

Kleine Anfrage Beat Gubser (EDU): Geplante Moschee?

Durch die neue Bauordnung kénnen religidse Versammlungslokale in der Dienstleistungszone
mit einer normalen Baubewilligung erstellt werden.

In diesem Zusammenhang interessieren mich folgende Fragen:

1.
2.

Sind in der Stadt Bern Plane fiir Neu- und/oder Ausbauten von Moscheen bekannt?
Wenn Ja, wo befinden sich diese?

Bern, 19. Oktober 2006

Kleine Anfrage Beat Gubser (EDU), Daniel Lerch, Reto Nause
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Schluss der Sitzung: 19.15 Uhr.

Namens des Stadtrats
Der Prasident: Peter Kiinzler

Die Protokollfihrerin: Adrienne Hochuli

1440



	Protokoll Nr. 27 
	Inhaltsverzeichnis 
	Präsenzliste der Sitzung 17.00 bis 19.15 Uhr
	Mitteilungen des Präsidenten 
	Traktandenliste 
	1 Protokollgenehmigung 
	2 Umsetzungskommission NSB (UK NSB); Ersatzwahlen 
	3 Postulat Fraktion GB/JA! (Franziska Schnyder/Karin Gasser, GB): Stärkeres Engagement der Stadt für die Luftreinhaltung 
	Antwort des Gemeinderats 
	Antrag 
	 Fraktionserklärungen 
	 Beschluss 

	4 Interpellation Ernst Stauffer (ARP): Verkehrsverwilderung in der Stadt Bern 
	Antwort des Gemeinderats 
	 Fraktionserklärung  
	 Einzelvotum 

	5 Interpellation Daniel Kast (CVP): Sichere Bahnhofzugänge in Randstunden 
	Antwort des Gemeinderats 
	 Fraktionserklärungen 

	8 Motion Andreas Zysset (SP) vom 9. September 1999: Tempo 30 auf der Breitenrainstrasse; Abschreibung  
	9 Motion Andreas Zysset (SP) vom 17. August 2000: Kasernenwiese auch für Kinder und Bevölkerung aus dem Quartier; Abschreibung 
	 Beschluss 

	10 Interfraktionelle Motion SP/JUSO, GB/JA!/GPB, GFL/EVP (Walter Christen/Ruedi Keller, SP/Michael Jordi, GB/Peter Künzler, GFL) vom 13. Juni 2002: Moratorium der Auslagerung von Teilen der Stadtverwaltung; Abschreibung Punkte 1 und 3  sowie Prüfungsbericht zu Punkt 2 und Bericht des Gemeinderats zum Service public vom 7. Juni 2006 
	 Fraktionserklärungen 
	 Beschlüsse 

	11 Motion Fraktion FDP/JF (Christian Wasserfallen, JF/Stephan Hügli, FDP): Abstimmen per Internet und SMS – e-Voting für Bern! 
	Antwort des Gemeinderats 
	Antrag 
	 Fraktionserklärungen 
	 Einzelvotum 
	 Beschluss 

	12 Motion Fraktion GB/JA! (Stefanie Arnold/Franziska Schnyder, GB): Für weniger Fluglärm über den Dächern von Bern 
	Antwort des Gemeinderats 
	Antrag 

	13 Interpellation Fraktion GB/JA! (Stefanie Arnold/Franziska Schnyder, GB): Mehr Fluglärm durch Pistenverlängerung? 
	Antwort des Gemeinderats 
	 Fraktionserklärungen Traktanden 12 und 13 
	 Einzelvoten 
	 Beschlüsse 

	Eingänge 
	Motion Fraktion SVP/JSVP (Peter Bühler, SVP): Schluss mit der gewerbsmässigen Bettelei – Der Gemeinderat muss endlich handeln! 
	Postulat Fraktion GB/JA! (Natalie Imboden/Urs Frieden, GB): Energieeffizientere Strassenbeleuchtung in Bern! 
	Postulat Dieter Beyeler/Lydia Riesen (SD): Rostfrei ist nicht gleich Rostfrei 
	Postulat Fraktion SP/JUSO (Beat Zobrist, SP): Städtische Pilzkontrolle bleibt! 
	Interpellation Daniele Jenni (GPB): Presseinformationsdienst der Stadtpolizei und SUE-Direktorin: Fragwürdige Praktiken und Behauptungen 
	Interpellation Ernst Stauffer (ARP): Verkauf von ewb 
	Kleine Anfrage Ernst Stauffer (ARP): Posse um Poller geht weiter 
	Kleine Anfrage Beat Gubser (EDU): Geplante Moschee? 
	Schluss der Sitzung: 19.15 Uhr.  



